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für Balle und den Saalkreis, die Kreiſe Merſeburg- Buerfurk, Delitzſch Bikkerfeld,
wikkenberg Schweiniß, Torgau- Tiebenwerda, Sangerhauſen Eckartsberga und die Mansfelder Kreiſe.

Expedikivn: Barz 42/43. Geöffnet werktags von 7 Uhr früh bis 7 Uhr nachm. a Redakkivn: Barz 42/43. Sprechſtunde werkkags !/212 Uhr mittags.

Cribut an die Agrarier.
Das deutſche Volk muß es Jahr für Jahr bitter büßen, in

einem Lande zu wohnen, wo der Kulturfortſchritt nicht ſo
weit gediehen iſt, daß die Jntereſſen der Allgemeinheit die
Maximen der Regierung ſind.

Die Organiſation des Deutſchen Reiches iſt in jeder Hin
ſicht ſo zugeſchnitten, daß die Agrarier und ihre Fronde den
Vorteil davon haben. Jedes Geſetz wahrt zuerſt ihre Jnter-
eſſen, ſorgt in erſter Linie für ihre Vorteile.

Der Zolltarif iſt in ſeinen Wirkungen die ſchwerſte Be
laſtung des deutſchen Volkes, in erſter Linie zugunſten der ge
treidebauenden Großgrundbeſitzer, und in zweiter Linie zum
Vorteil des Staatsſäckels. Deutſchland hatte 1907 62 318 000
Einwohner, 1909 iſt die Zahl ſchon auf 64 126 000 ge
ſtiegen. Von dieſen 64 Millionen Menſchen müſſen ſich rund
8s1 Prozentihr Brotkaufen! Pro Kopf der Bevölke-
rung waren 1907 noch 143,5 Kilogramm Roggen zur Ver-
fügung vorhanden, 1909 iſt der Kopfanteil des Roggens nur
noch 141,5 Kilogramm großl Der Kopfanteil an
Weizen iſt von 94,4 Kiologramm im Jahre 1907 auf 83,5
Kilogrammim Jahre 1909 geſunkenl 1907 konnte
der Haferanteil jedes Deutſchen noch mit 126,3 Kilo-
gramm feſtgeſtellt werden, 1909 iſt auch dieſe Ziffer auf 112,6
Kilogramm geſunken. Der Zollſatz iſt für Weizen pro
Tonne durch den neuen Zolltarif von 1902 auf 55 Mark feſt-
geſetzt worden, für Roggen und Hafer auf je 50 Mark.

Um die Zollſummen iſt das Getreide im Preiſe geſtiegen!
Dies machte im Jahre 1907 eine Mehrausgabe des deutſchen
Volkes für ſeinen Roggenbedarf von 358,1 Millionen
Mark aus! Selbſtverſtändlich iſt hier nur das Quantum
Getreide berechnet, was die 81 Prozent aller Deutſchen kaufen
müſſen. Für die 19 Prozent, die das ſelbſtgebaute Getreide
auch verbrauchen, kommt ja die Zollerhöhung nicht in Betracht.
1909 iſt die Mehrſumme an Geldausgabe für Roggen für die
deutſche Bevölkerung auf 362,9 Millionen Mark geſtiegen!
Dazu kommen aber noch für 1909 286,1 Millionen Mark Mehr
ausgabe durch den Weizenbedarf, und 289,8 Millionen an
Mehrausgabe für den Haferbedarf.

Die Belaſtung des deutſchen Volkes, das Roggen, Weizen
und Hafer einkaufen muß, betrug 1907932 Millionen,
1908 946 Millionen und 1908888 Millionen
Mark. Jn den drei Jahren zuſammen alſo die unerhörte
Summe von 2767 192 597 Markll!

Von dieſen ungeheuerlichen Summen erhält aber der Stuat
nur den kleineren Bruchteil. Denn nur für das Getreide,
was vom Auslande hereinkommt, erhält die Regierung den
Zollbetrag. Den um den Zollbetrag geſteigerten Jnlandspreis
ſtecken die Agrarier allein in die Taſche. 1909 erhielt die
Regierung von den Mehrausgaben des deutſchen Volkes nur
98 Millionen Mark, 834 Millionen ſteckten die
Agrarier einl! 1908 erhielt die Regierung an Zollein-
nahmen auf die ſchon benannten Getreideſorten 107 Millionen
Mark, 838 Millionen ſteckten wieder die Groß-
grundbeſitzer und ihr Klüngel einl! Jm Jahre
1909 verdiente die Regierung an den Getreidezöllen für Weizen,
Roggen und Hafer 75 Millionen, die Agrarier profi-
tierten dabei 812 Millionen Markkll!

Jn den drei Jahren 1907 bis 1909 erhielten ſo die deutſchen
Agrarier vom Volke einen Tribut von 2485 Millionen
Mark!

Wird nun berechnet, wieviel jeder einzelne von den 81 Pro-
zent der Bevölkerung, die Brot kaufen müſſen, Tribut zahlt,
ſo ergibt ſich, daß 1909 6 99 Mark für den Roggenverbrauch
pro Kopf abgegeben werden mußte. Für den Weizenverbrauch
kamen dann noch 3,19 Mark dazu, und der Haferkonſum rech-
nete ebenfalls mit 5,47 Mark. Alſo insgeſamt eine Summe
von 15,65 Mark pro Kopf der Getreidekaufen-
den Bevölkerung erhielten die Agrarierl!l Der Kopf-
anteil an Staatsbelaſtung betrug 1,46 Mart! Die viel größere
Summe ſtecken alſo die Getreideheiligen ein. Am Roggen
verdiente der Siaat gar nichts, weil die Ausfuhr größer ge-
worden iſt, als die Einfuhr! Die Zolltarifbeſtimmungen ſehen
bekanntlich als beſondere Liebesgabe noch vor, daß der Agrc-
rier bei der Ausfuhr von Getreide für jede Tonne den Ein-
fuhrzoll „zurückvergütet“ bekommt. Dieſe Einfuhr-
ſcheine, die für die Getreide exportierenden Agrarier reiner
Bargewinn ſind, bedeuten für die Reichskaſſe einen jährlichen
Verluſt von rund 100 Millionen Mark.

Stellt man die Geſamtbelaſtung des deutſchen Volkes aus
dem Weizen, Roggen und Haferzoll zuſammen, ſo ergibt ſich
eine Summe von

17,11 Mark pro Kopfll!
Eine vierköpfige Familie mußte demnach in einem

Jahre 68,44 Mark an agrariſchem Tribut zahlen l! Bei
einem Tagesverdienſt von 8,50 Mark muß alſo ein Arbeiter
im Jahre rund zwanzig Tage den Agrariern Frondienſt
leiſten

Hier muß jeder denkende Menſch mitarbeiten, damit das
deutſche Volk endlich einmal aus dem Joche agrariſcher Sklave-
rei, aus mittelalterlichem Frondienſt befreit wird!

Kampf den Agrariern und ihrer Regierung
a

Moabit vor Gericht.
Aus Berlin ſchreibt man uns:
Vor der dritten Strafkammer des Berliner Land-

gerichts I, der in der letzten Zeit ſo vielgenannten Lieber-
kammer, beginnt am Mittwoch, den 9. November, die Straf-
verhandlung gegen 38 Angeklagte, die an den Moabiter
Krawalltagen in die Gefangenſchaft der Polizei geraten
waren und die nach den Behauptungen der Anklage verſchiedene
ſchwere Straftaten begangen haben wollen. Gegen eine Reihe
von Perſonen, gegen die noch ſchwereren Beſchuldigungen er-
hoben werden, ſoll zu einem ſpäteren Termin vor dem Schwur-
gericht verhandelt werden.

Derſelbe neckiſche Zufall, der bewirkt hat, daß die Straf-
kammerverhandlung gerade der ſchärfſten, meiſtgefürchteten
Kammer Berlins zugeſallen iſt, hat auch verhindert, daß die
Schwurgerichtsfälle etwa vor der Strafkammerverhandlung
zur Aburteilung gekommen wären. Für die Staatsanwalt-
ſchaft (die natürlich als objektivſte Behörde der Welt hoch über
den Verdacht erhaben iſt, durch kleine Manöver ihr Glück zu
korrigieren) hätte eine ſolche Geſchäftsverteilung den Nachteil
gehabt, daß bei der Aufrollung der Geſamtſituation,
die zu den Moabiter Vorgängen geführt hat, die Neugierde
der Geſchworenen auf eine recht eingehende Beweisaufnahme
gedrungen hätte. Die Geſchworenen würden es kaum zuge-
laſſen haben, daß die Verteidigung in dieſem wichtigſten Teil
ihrer Beweisführung irgendwie beſchränkt wird. Wie ſich die
Sache nun vor der Lieberkammer abſpielen wird, läßt ſich
nicht vorausſagen. Angeblich wird beabſichtigt, nach der Ver-
nehmung der Angeklagten eine Reihe von Zeugen zu verneh-
men, die über die Urſache der Krawalle und das Ver
halten der Polizei ausſagen ſollen, um auf dieſe Weiſe
ein Geſamtbild der Vorgänge zu gewinnen, bevor in die
weitere Verhandlung der Einzelfälle wieder eingetreten wird.
Hoffentlich gelingt es der Energie der Verteidigung, über dieſe
wichtigen Punkte jene vollkommen lückenloſe Aufklärung zu
ſchaffen, die von der geſamten Oeffentlichkeit dringend ge-
wünſcht wird.

Von allen Organen der Oeffentlichkeit iſt nun keines der
Aufklärung ſo ſehr bedürftig wie die kgl. Staatsanwaltſchaft,
deren ſprichwörtliche „Weldfremdheit“ bei der Erhebung dieſer
Anklage geradezu Orgien gefeiert hat. Es gibt in Berlin, der
Stadt der Jntelligenz, viele glaubensſtarke Seelen, aber die
glaubensſtärkſte iſt die des Erſten Staatsanwalts am könig-
lichen Landgericht J, Herrn Steinbrecht, des Vertreters der
Anklage. Herr Steinbrecht beſitzt jenen Glauben, der Berge
verſetzt. Herr Steinbrecht glaubt, daß 43 Pf. pro Stunde
für die heutigen Teuerungsverhältniſſe ein höchſt auskömm-
licher Lohn iſt! Er glaubt, daß die Firma Kupfer u. Ko.,
die Tochter geſellſchaft von Stinnes, der ſtärkſten Firma des
Kohlenſyndikats, durchaus nicht imſtande war, 120 Arbeitern
pro Stunde 5 Pf. mehr zu zahlen Herr Steinbrecht glaubt,
daß die Arbeiter vom Transportarbeiterverband verhetzt
waren, und daß die Firma im Recht war, wenn ſie den
Einigungsverſuch des Oberbürgermeiſters Kirſchner ablehnte,
weil darin die Zumutung lag, ſie ſollte ſich einem Schieds-
ſpruch unterwerfen! Herr Steinbrecht glaubt,
daß die Arbeiter bloß vom Transportarbeiterverband auf-
gehetzt waren, der eine „Machtprobe“ veranſtalten wollte!
Er glaubt, daß den 400 Schutzleuten, die in Moabit „die
Ordnung wiederherſtellten“, 10 000. ſage und ſchreibe zehn-
tauſend, mit gefährlichen Werkzeugen bewaffnete Tumul-
tuanten gegenüberſtanden! (Saul ſchlug tauſend, der Polizei-
major Klein aber zehntauſend.)

Herr Steinbrecht glaubt vor allem, daß nur die ſozial-
demokratiſche Verhetzung und die diaboliſch aufreizende
Schreibweiſe des Vorwärts ſchuld an den Tumulten trägt, er
glaubt, daß die Teilnehmer der Krawalle dieſelben Leute
ſind, die die Wahlrechtsdemonſtrationen inſzenier-
ten. Er glaubt natürlich mit der ganzen Jnbrunſt einer
ſtaatsanwaltlichen Seele, daß die Poliziſten und ihre Schütz-
linge, die arbeitswilligen Hintzeleute, weiße Engel ſind, die
Angeklagten aber und noch mehr die hinter ihnen ſtehenden
„Volksaufwiegler und Hetzer“ kohlpechrabenſchwarze Teufel.
Kurz, der öffentliche Ankläger prangt in einer ſo unbefleckten,
von keinem Hauch der ſündigen Welt berührten Reinheit der
preußiſchen Staatsregierung, wie ſie ſelbſt unter königlichen
Staatsanwälten weſtlich von Königsberg nicht mehr alltäg-
lich iſt.

Herr Steinbrecht, der ſich nicht damit zufrieden geben will,
38 Angeklagte ins Gefängnis zu bringen, ſondern der bei die-
ſer Gelegenheit gleich der roten Hydra ſämtliche Köpfe ab-
ſchlagen möchte, weiß heute noch nicht, welchen Dienſt er der
Sozialdemokratie durch die Taktik ſeiner Anklage geleiſtet
hat. Er wird es aber im Laufe des Prozeſſes erfahren. Herr
Steinbrecht hat mit ſeinen verwegenen Ausfliügen auf das
Gebiet der Politik Geiſter heraufbeſchworen, die er nicht mehr
los wird! Er hat die Sozialdemokratie als Angeklagte in
den Gerichtsſaal zitiert, ſie wird als Anklägerin erſcheinen,
und nicht ſie wird als Verurteilte aus dieſem Prozeß hervor
gehen, ſondern der preußiſche Polizei- und Juſtiz-
betrieb.

Zu dem Moabiter Prozeß.
Der Vorwärts ſchreibt: Zu dem am 9. beginnenden Prozeß

wegen der Moabiter Vorgänge hat die Staatsanwaltſchaft
über 200 Zeugen geladen, und zwar lediglich He-

laſtungs zeugen, keine Entlaſtungs zeugen. Die „ob
jektivſte Behörde der Welt“ iſt die Staatsanwaltſchaft einmal
von dem früheren Erſten Staatsanwalt in Berlin in trefflicher
Selbſtironiſierung genannt. Die angeführte Ziffer illuſtriert
dies Wort prächtig. Und dabei hat die Anklagebehörde für ihre
dahin abzielende Behauptung, die Moabiter Vorgänge ſeien
der Partei und C ſchaft in die Schuhe zu ſchieben, nicht
einmal Beweis eten, ſondern ſich vielmehr im weſent-
lichen mit der in. lichen Wiedergabe unendlich oft wider
legter Ausſtreuungen in Hetzartikeln begnügt. Jn der Tat,
eine recht „objektive“ Behördel! Da 838 Angeklagte die Anklage-
bank betreten ſollen, ſo würde allein die Abhörung der Ange-
klagten und Zeugen, wenn durchſchnittlich nur 20 Minuten für
jedes Verhör gerechnet werden, bei einer täglich ſechsſtündigen
Verhandlung über 13 Tage, die Verhandlung alſo etwa drei
Wochen in Anſpruch nehmen. Durch das einſeitige Vorgehen
der Staatsanwaltſchaft iſt die Verteidigung gezwungen, auch
ihrerſeits eine große Anzahl Entlaſtungszeugen laden zu
laſſen, die die Anklagebehauptungen und die beweislos aufge
ſtellten Sentiments der Anklage zu widerlegen geeignet ſind.
Die Verteidiger haben die Ladung von etwa ebenſoviel Ent-
laſtungs zeugen verlangt. Demnach dürfte die Dauer des
Prozeſſes etwa vier bis ſechs Wochen betragen.

Die durch die große Anzahl der Belaſtungszeugen bedingte
Länge des Prozeſſes läßt es als wahrſcheinlich, ja als gewiß
erſcheinen, daß die Verhandlung in den an das Schwurgericht
geleiteten Anklagen, die am 17. beginnen ſollten, aufgehoben
und dieſe Sachen der nächſten Schwurgerichtsperiode über-
wieſen werden. Jn dieſer würde in der Tat zufälligerweiſe
der Landgerichtsdirektor Lieber das Schwurgericht leiten, alſo
juſt derſelbe Vorſitzende, deſſen vermeintliche „politiſche
Zuverläſſigkeit“ in den letzten Tagen im Mittelpunkt der
Debatte ſtand. Jſt es Zufall, daß die Schwurgerichtsſachen
erſt nach der Verhandlung über die Strafkammerſachen zur
Aburteilung gelangen ſollen
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Ein Rekord der Lieberkammer.
Die Lieberkammer, vor der die Staatsanwaltſchaft

durch ein ſehr anfechtbares aber gleichwohl vom Juſtizminiſter
gebilligtes Verfahren ſämtliche Moabiter Prozeſſe vereinigt
hat, hatte dieſer Tage einen im allgemeinen recht uninter-
eſſanten Schieberprozeß zu führen, gegen deſſen Hauptange-
klagten der Staatsanwalt die enorm hohe Strafe von neun
Jahren Zuchthaus beantragte. Der Verteidiger dieſes An
geklagten, Dr. Alsberg, erfüllte jedenfalls nur ſeine Pflicht,
wenn er gegen dieſen Antrag des Anklägers lebhaft polemi-
ſierte und auf die Ungewöhnlichkeit des geforderten Straf-
maßes hinwies. Er gebrauchte dabei den Ausdruck: wenn das
Gericht dem Antrag des Staatsanwalts folgen würde, würde
es damit einen Rekord auſſtellen. Dieſes Wort blieb zu
nächſt unbeanſtandet, am nächſten Tage aber machte Herr
Lieber dem Dr. Alsberg die überraſchende Mitteilung, daß der
Gerichtshof eine „Ungebührſtrafe“ von 50 Mk.
über ihn verhängt babe, weil er durch Anwendung eines
Sportausdrucks die Würde des Gerichts verletzt habel!

Damit hat die Lieberkammer in der Verhängung von Un-
gebührſtrafen einen neuen Rekord aufgeſtellt. Jn der Ber-
liner Preſſe wird darauf hingewieſen, daß der Ausdruck Rekord
keineswegs bloß dem Sportjargon angehört, ſondern daß er
von dieſem der engliſchen Gerichtsſprache entnommen
iſt. Aber Gerichtsſprache oder Sportjargon, warum ſoll im
Vergleich der Juſtiz mit dem modernen Sport eine Verletzung
der erſteren liegen. Herr Lieber iſt entſchieden im Jrrtum,
wenn er glaubt, die Rekorde beiſpielsweiſe eines Bleriot oder
Latham würden ein minder glanzvolles Blatt der menſchlichen
Kulturgeſchichte füllen als die Prachtleiſtungen der
preußiſchen Juſti z.

Der Krieg als Rettungsmittel.
Mit den Vorkommniſſen in Moabit befaßt ſich auch die

Allg. Evang.-Luth. Kirchenztg. Sie verurteilt dieſe
Vorkommniſſe, findet aber dann eine Erklärung dafür in
dem Umſtand, daß die Menſchen Heldentatenver-
üben wollen. Weil wir aber ſeit 40 Jahren in Deutſch-
land keinen Krieg mehr gehabt haben, mache ſich die Sucht,
Heldentaten zu verüben, in dieſer Weiſe geltend (bei
der Polizei Das Blatt erwartet Abhilfe, wenn es zu einem
Krieg käme, weil dann der Eifer, der nach Betätigung drängen-
den Volksteile in entſprechender Weiſe in richtige Bahnen ge
leitet werden könnte.

Ein bißchen Morden, wenn man es „Krieg“ nennt, iſt doch
gar zu ſchön. Ein echt chriſtlich-frommer Wunſch.
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Noch ein Landfriedensbruchprozeß.
Der preußiſche Miniſter des Jnnern, von Dallwih, hat

die Staatsanwaltſchaft in Köln angewieſen, wegen der an
geblichen Streikunruhen in Deutz Anklage wegen „Land-
friedensbruch“ zu erheben. Wir konnten ſeinerzeit mitteilen,
daß an den Zuſammenſtößen Streikende überhaupt nicht
beteiligt waren, daß vielmehr die ganzen Vorkommniſſe auf
den Uebereifer der Polizei zurückzuführen waren.

Jn Marburg wurde neulich die Polizei von organiſierten
Banden tätlich angegriffen und die Polizeiwache im Rathauſe
richtig geſtürmt. Eine Anklage wegen Landfriedensbruch
wurde aber nicht erhoben. Die Krawallmacher waren Stu
denten.



Politiſche Ueberſicht.
Halle a. S., den 7. November 1910.

Gefährdete bürgerliche Mandate.
Eine intereſſante Zuſammenſtellung der von der Sozialdemo

kratie bedrohten Reichstagswahlkreiſe veröffentlicht die Nordd.
Allgem. Zeitung, das offiziöſe Organ Bethmann Hollwegs. Es
erſcheinen ihr als gefährlich:

16 fortſchritt liche Kreiſe, nämlich: Bremen, Sonne-
berg, Göppingen, Zittau, Erlangen, Hof, Remſcheid. Frankfurt
am Main, Hagen, Jſerlohn, Pinneberg, Zeitz, Görlitz, Bres-
lau Weſt, Stettin und Königsberg.

18 National liberale, nämlich: Weſthavelland, So-
rau, Löbau i. S., Dresden A., Döbeln, Annaberg, Reichenbach-
Auerbach, Roſtock, Baireuth, Eßlingen, Darmſtadt, Bernburg,
Rudolſtadt, Gera, Halberſtadt, Erfurt, Ditmarſchen und
Hameln.

7 Zentrum, nämlich: Reichenbach-Neurode, Köln-Stadt, Köln-
Land, Düſſeldorf, Eſſen, Gebweiler und Krefeld.

8 Antiſemiten und Mittelſtändler: Weimar, Kaſſel, Eſchwege,
Pirna, Wanzleben, Böblingen und Holzminden.

13 Reichsparteiler, nämlich: Kottbus, Breslau-Oſt, Altenburg,
Gotha, Elberfeld, Oberbarnim, Strehlitz, Bitterfeld, Bücke-
burg, Sangerhauſen, Harburg und Jüterboe

14 Konſervative, nämlich: Kalau, Randow, Schwerin,
Schweidnitz, Grünberg, Jerichow, Merſeburg, Mühlhauſen-
Langenſalza, Kaiſerslautern, Ansbhach, Oſchatz, Malchin, Greiz
und Güſtrow.

Die Nordd. Allgem. Ztg. rät nun natürlich den Liberalen,
ſie ſollten verſuchen, ſich die 34 bedrohten Mandate zu retten,
um dem ſchwarzblauen Block die 42 Sitze zu ſichern, die von
ſeinem Beſitz gefährdet ſind. Sie beweiſt aber nur, daß es dies
mal möglich wäre, die konſervative Rechte aufzu-
reiben, wenn bloß die Liberalen die Männer dazu wären.
85 konſervativ-antiſemitiſche Mandate ſind von der Sozial-
demokratie bedroht, und ungefähr ebenſoviel könnten ſich die
Liberalen holen, wenn ſie gegen die Konſervativen Ernſt
machen wollten. Sie würden dann trotz ihrer Verluſte an die
Sozialdemokratie immer noch rund hundert Reichstagsſtühle
beſetzen und damit doppelt bis dreimal ſoſtark ſein
wie die konſervative Rechte! Was ſagen die Herren
Liberalen dazu? Sie ſagen wohl, wie immer noch, auch dies
mal: Es ginge wohl aber es geht nicht!

e

Verſchlechterung des Rechts.
Die Juſtizkommiſſion revidiert ihr Werk unaufhörlich rück-

wärts. Mit großem Eifer ſchlägt die Kommiſſion in zweiter
Leſung wieder zuſammen, was ſie bei der erſten Beratung hier
und da aufgebaut hat. Alles, was ein wenig nach Fortſchritt
ausſieht, wird unbarmherzig wieder ausgemerzt.

Jn der Sonnabendſitzung z. B. wurde der in erſter
Leſung beſchloſſene zweite Abſatz des S 254 wieder geſtrichen.
Dieſe Beſtimmung ſagte, daß, wenn in einer Beleidigungsſache
die Ermittlung des Tatbeſtandes dadurch erſchwertoder
gehindert wird, weil einem Beamten die Genehmigung
su einer Zeugenausſage verweigert wurde, das Gericht
das Verfahren einzuſtellen oder auf Freiſpruch zu
erkennen hat. Der Beſchluß verſchnupfte die Regierung ſehr
ſtark; denn nun hätten ſich in Zukunft die Polizeibeamten oder
andere Beamte mit der Windigkeit oder mit dem Bloß-
ſtellen ihrer Ausſagen nicht mehr hinter die verweigerte Ge-
nehmigung ſtecken können. Die Nationalliberalen und
die Konſervativen beantragten dagegen die Streichung dieſer
Beſtimmung, für welche auch außer den Antragſtellern die
Zentrumsab geordneten ſtimmten, die in erſter Leſung
in ihrer Mehrheit für dieſe Verbeſſerung des beſtehenden Zu-
ſtandes eingetreten waren. Die Regierung ſieht höchſt be-
friedigt ſchmunzelnd zu, wie prompt und gründlich die Mehr-
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Kraft.
Roman von Fritz Mauthner.

Van Tenius ließ ſie gewähren. Erſt als ſie ſich von ſelbſt
etwas beruhigt hatte, begann er von ſich zu ſprechen und von
ſeiner feſten und treuen Liebe zu ihr.

Sie befahl dem Freunde aufzuſtehen
neben ſie zu ſetzen.

Sein verändertes Weſen habe ſie vielleicht erſt ſo nervös ge-
macht. Ob er frei werden wolle?

Ernſt wiederholte ihr van Tenius immer wieder, daß es nichts
mit ihrer Liebe zu ſchaffen habe, was ihn nun ſeit drei Monaten
peinige. Marianne ſolle ihn nicht fragen.

„Dein Vertrauen zu mir iſt doch geblieben? So vertraue mir,
daß ich es dir nicht ſagen kann. Jch mache eine Kriſis durch,
Marianne, ſo eine Kriſis, in welcher der Kopf um Tod oder
Leben ringt. Du ſollſt es erfahren, ſofort, wenn ich geneſen
bin. Jnzwiſchen habe ich furchtbare Tage erlebt, auch Stunden,
in denen ich ſchon glaubte, ich wäre ganz verloren, ſelbſt deine
Liebe könnte mich nicht mehr beglücken. Jetzt aber, in deiner
Gegenwart, fühl' ich's wieder, alles Andere iſt nichts. Alles
Andere iſt häßlich! Laß mir deine Hände.“

Ruhig, wie zwei alte Freunde, ſaßen ſie jetzt neben einander.
Marianne erzählte endlich, was jüngſt ihren Brief und heute
ihren Beſuch veranlaßt hätte. Van Tenius hörte aufmerkſam
u, und nur einmal fuhr ihm wie etwas Fremdes der Gedanke
urch den Kopf, daß dieſe Ruhe doch ſeltſam ſei. Welche Macht

mußte die ſichere und leidenſchaftsloſe Frau über ihn ausüben,
daß er ſie jetzt nicht umarmte und mit ſeiner eigenen wilderen
Liebe umſtrickte und bezwang. Oder war es noch ſeltſomer,
daß er Wünſche eigentlich nur dachte, aber in dieſem
Augenblick nicht empfand?

Marianne berichtete von Oſſendorff. Er habe ſchon ſeit
Wochen ab und zu Schmerzen in ſeiner Narbe und in feinem
linken Auge empfunden. Seit einigen Tagen habe die Narbe
ſich verändert, vielleicht ſehr häßlich verändert. Das Auge ſer
entzündet und der Arzt habe gleich ein bedenkliches Geſicht
gemacht. Geſtern ſei der Arzt wiedergekommen, und habe zu
einem r r in Teplitz geraten. Es ſei nach ſeinen
Worten eine gewiſſe Gefahr für die Augen nicht ausgeſchloſſen.
Und die Entſtellung des Geſichts werde möglicherweiſe fort-
ſchreiten

„Der arme Wolfgang, Er hat mich ſeit Sonntag nicht inin dim er gelaſſen. Du kennſt ihn ja. Er iſt, wie er mir
agen ließ, en chloſſen, allein mit Franz ins Bad zu fahren.
ieh, mein Herz, im erſten Augenblick, da habe ich nur an uns
edacht. Aber dann, nicht wahr, mein Herz, du verſtehſt das?

Ach werde darauf beſtehen, ihn zu begleiten, und er wird ſich be
wegen laſſen, ich weiß es. Darum bin ich zu dir gekommen.
Wir werden uns lange nicht ſehen.“

(Nachdr. verb.

und ſich ordentlich

W e i r. 3

t jeden Wunſch der Herren aus dem Reichsjuſtizamt er-
ullt.

Jugenddrill für den Militarismus.
Die ſchul entlaſſene Jugend ſoll vom 14. bis 18.

Lebensjahre unter militäriſch-ſtaatliche „Zucht“ genommen
werden, damit ſie ja nicht von ſozialdemokratiſchen Jdeen be
einflußt werden kann. Die Milit-pol. Korr eſpondenz
enthält folgende Pläne:

Schon lange vor den Moabiter Unruhen, an denen, wie er
neut bei den Ruheſtörungen am Wedding, un verhältnismäßig
viel halbwüchſige Burſchen beteiligt geweſen ſind,
haben zwiſchen verſchiedenen preußiſchen Miniſterien
Erwägungen darüber ſtattgefunden, ob die heutige Art
der mangelhaften Weitererziehung der ſchulent-
laſſenen Jugend nicht eine wachſende nationale
Gefahr in ſich birgt.

Den Anſtoß zu dieſen, inzwiſchen zu greifbaren Vor
ſchlägen gediehenen Beratungen hat die Heeresver-
waltung gegeben. Es käufen ſich vornehmlich in Garni-
ſonen mit Erſatz aus den Jnduſtriegebieten, auch Sachſens
und Süddeutſchlands, die militäriſchen Klagen über
die moraliſche Qualität des Rekrutenmaterials.
Schlechter Wille und paſſive Reſiſtenz erſchweren in nicht
mehr vereinzelten, auf zie l bewußte Beeinfluſſung
oder ſittliche Verwahrloſung zurückzuführenden Fällen die
Anfangsſtadien der Ausbildung bei einer ganzen Reihe be-
beſtimmter Truppenteile in ſolch ſteigendem Maße, daß die
verſchiedenen Kriegsminiſterien ſich zu ſcharfer Stellung-
nahme veranlaßt geſehen haben.

Militäriſcherſeits wird die obligatoriſche
Fortbildungsſchule bis mindeſtens um18. Lebensjahre als eine vorausſichtlich ausreichende

Löſung des jetzigen Zuſtandes angeſehen, den man als eine
ernſte Gefahr der Schlagfertigkeit unſeres Heeres bezeichnet.
Für Preußen ſind von den verſchiedenen für eine derartige
Einrichtung in Frage kommenden Reſſorts dem Kultus-,
Handels- und Landwirtſchaftsminiſterium

die Koſten auf etwa 10 bis 12 Millionen Mark ver-
anſchlagt worden.

Wie bald jedoch dieſe von ſehr hoher Stelle ge-
billigten Beſtrebungen ſich zu einer Geſetzes-
vorlage verdichten werden, ſteht, ſchon in Rückſicht auf die
Beſchaffung der dazu erforderlichen Mittel, noch dahin.

Der Kreislauf der Jugend,erziehung“ ſoll alſo geſchloſſen
werden. Er weiſt dann auf: Bis zu 14 Jahren religiös-
patriotiſcher Untertanendrill in der Volksſchule, vom 14.--18
Jahre dasſelbe durch die Fortbildungsſchule, dann folgt Fort-
ſetzung im chriſtlichen Jünglingsverein, bis es zum Militär
geht. Nach der Militärzeit übernimmt der Kriecherverein die
weitere kgl. preußiſche Untertanenzucht, die bis zur Salven-
puiferei über dem Grabe auslangt.

Die Sozialdemokratie muß ſich der Jugendlichen ganz be
ſonders fleißig annehmen.

Der Malerverband für „politiſch“ erklärt!
Die Verwaltungsmitglieder des Zweigvereins Thorn des ge-

werkſchaft lichen Malerverbandes wurden durch die Poli-
zeibehörde mit einem Strafmandat bedacht, weil trotz wieder-
holter Aufforderung der Vorſitzende es unterließ, die Mit-
glieder des Vorſtandes bei der Behörde anzumelden. Gegen
dieſes Strafmandat wurde gerichtliche Entſcheidung angerufen.
Zu der Verhandlung vor dem Schöffengericht waren als Zeugen
ein Polizeiinſpektor, ein Polizeiwachtmeiſter, ein Polizei-
kommiſſar und ein Polizeiſekretär erſchienen, die einmütig be-
kundeten, daß im Malerverein politiſche Gegenſtände durch aus-
wärtige Referenten erörtert würden und daß nach einer Ver-
ſammlung vor dem Lokal Wahlzettel verteilt worden ſeien. Als
dieſe eidliche Ausſage zur Verurteilung wohl nicht ausreichte,
brachte der Polizeiinſpektor einen von der Hamburger Polizei
eingeforderten Bericht zur Verleſung, aus dem die politiſche
Tätigkeit der Mitglieder des Hauptvorſtandes erſichtlich ſein
ſoll. Daraufhin nahm das Gericht an, daß ſich der Verband
ausſchließlich mit ſozialdemokratiſcher Poli-
tikbefaſſe. Die Berufung wurde verworfen und die Ange-
klagten zu einer Geldſtrafe von je fünf Mark oder einem Tage
Haft verurteilt.

Das iſt wieder echt preußiſche Juſtiz.

Ein furchtbares Bild.
Ein grauenhaftes Urteil fällte die Straflammer in Stkolp

in Pommern. Wegen Brandſtiftung hatte ſich der 14 Jahre
alte Fürſorgezögling Otto Müller zu verantworten. Aus Furcht
vor Strafe entlief er dem „Retlungshauſe“, und, um ins
Gefängnis zu kommen, zündete er eine mit Korn
gefüllte Scheune an, die einen Wert von 6500 Mark hatte.
Da er bereits mit ſechs Monaten Gefängnis wegen Brand-
ſtiftung vorbeſtraft war, erkannte das Gericht auffünf Jahre
Gefängnis. Der Staatsanwalt hatte nur ein Jahr be-
antragt.

Der Fall redet eine ſchreckliche Sprache. Ein Kind entläuft
dem „Rett ungshauſe“, um in das Gefängnis zu
kommen, weil ihm das Gefängnis erträglicher und milder er-
ſcheint, als das furchtbare Haus. Und ein preußiſches Gericht
erfüllt den Wunſch und diktiert fünf Jahre Gefängnis ſür
ein. Kind l Der Verwahrloſte wird als vollendeter Verbrecher
das Gefängnis verlaſſen. Wer auf Reformierung dieſer Zu-
ſtände der heutigen Geſellſchaft dringt, iſt ein „Hetzer“ und
„Wühler“ und wird ebenfalls beſtraft.

Die Berliner Volkszeitung als „Brandſtifterin“!
Ein intereſſantes Gegenſtück zum Berliner Erſten Staats

anwalt Steinbrecht bildet ſein Kollege Broſſok in Stolp, der
es fertig gebracht hat, die Berliner Volkszeitung, das bekannte
entſchiedene, wenn auch ein wenig ſpießbürgerlich- maßvolle
Demokratenblatt, vor dem Stolper Schwurgericht als intellel-
tuelle Urheberin einer Brandſtiftung zu denunzieren.

Vor dem Schwurgericht in Stolp hatte ſich am 26. Oktober
ein aus Berlin ſtammender Angeklagter wegen VBrandſtiftung
zu verantworten. Der Angeklagte beſitzt in der Nähe von
Stolp ein Grundſtück, das am 214. Auguſt verſteigert werden
ſollte. Es gelang dem Beſiter, der zu dieſem Zwecke nach Stolp
gefahren war, die Zwangsverſteigerung zu verhindern, worauf
er ſich zu dem Landrat a. D. und Gutsbeſitzer von Sommnitz
begab, um mit ihm über den freihändigen Verkauf des Grund-
ſrückes zu verhandeln. Der Verkauf kam aber nicht zuſtande.
Kurz nachdem der Angeklagte das Haus des Herrn v. Somm-
nitz verlaſſen hatte, gerieten zwei zum Gut gehörige Korn-
mieten in Brand, wodurch dem nicht verſicherten Gutsbeſitzer
ein Schaden von 6400 Mark entſtand. Da der Angeklagte in
der Nähe des Brandortes geſehen worden war, wurde er, ob-
wohl er ſeine Unſchuld beteuerte, verhaftet.

Der Jndizienbeweis geſtaltete ſich ſehr ſchwierig, da ein ein-
leuchtender Beweggrund für die vermeintliche Tat des Beſchul-
digten zunächſt nicht zu finden war. Aber Herr Broſſok fand
ihn. Er entdeckte, daß der Verdächtige Abonnent der
Berliner Volkszeitung war, und führte auf Grund
dieſer Entdeckung das Folgende aus:

Der Angeklagte habe die reiche Ernte geſehen. Da habe er
dem Beſitzer einen Schabernack ſpielen wollen. Und da der
Angeklagte von Berlin ſtamme und dort der zerſetzende poli
tiſche Agitationsſtoff tiefer in die Bevölkerung dringe, infolge
der aufhetzenden Tätigkeit der Preſſe, ſpeziell der Berliner
Volkszeitung, deren Leſer und Abonnent der Angeklagte ſei,
ſo ſei das Motiv zur Handlungsweiſe gefunden.

Und tatſächlich wurde der Abonnent der Berliner Volks-
zeitung von den Geſchworenen ſchuldig geſprochen, und das Ur-
teil lautete auf zwei Jahre Zuchthaus, fünf Johre Ehrverluſt.

So geſchehen zu Stolp in der Provinz Pommern des König-
reichs Preußen am 26. Oktober 1910.

Die Herren Geſchworenen ja, die wußten es eben auch
nicht anders. Stolp liegt in Pommern. Der Mann aber, der
dieſen Erfolg erzielt hat ſchon wieder ein neuer Relord, Herr
Lieber! heißt Broſſok.

Deutſches Reich.
Selbſthilfe gegen die Fleiſchnot. Die Stadtverwaltung in

Gotha bezieht größere Poſten friſchen Ochſenfleiſches aus
Dänemark, das ſie zu 63 und 70 Pf. für das Pfund durch
das ſtädtiſche Schlachthaus feilbieten läßt.

Mit einem leiſen Schrei warf ſich Marianne in die Sofaecke
ind weinte ſtill vor ſich hin.
Van Tenius, der wieder ein verdächtiges Geräuſch im

Korridor zu vernehmen glaubte, machte einige feſte Schritte
nach der Tür und iehrte dann zu der troſtloſen Frau zurück.

ſagte er nach einigem Zögern, „du mußt ihn
Das iſt ausgemacht. Jch werde oft ſchreiben. An

Und ein oder zweimal beſuche ich euch.
Und er wird

begleiten.
ihn und auch an dich.
Jch werde ihn ſelbſt um die Erlaubnis bitten.
nichts dagegen haben.“

Marianne erhob ſich und ſchaute wieder aus klaren Augen
ie dankte dem Freunde und blickte ſich nun erſt in ſeiner
tube um. Er zeigte ihr das eigene Bild und einige kleine
e

Geſchenke, die er im Laufe der zwei Jahre von ihr erhalten
hatte, dann ſtellte ſie ſich mit ihm ans Fenſter und hatte plötz-
lich ihre Freude daran, ganz keck auf die Straße hinaus zu
ſehen. Van Tenius verabredete mit ihr, daß er trotz des Ver
bots morgen abend bei Ofſendorffs vorſprechen würde.
Marianne ſollte dafür ſorgen, daß er Einlaß fände. Mit einem
innigen, langen Kuß, den Marianne ihm ohne Erröten bot,
trennten ſie ſich.

Als die Nichte ſpäter die brennende Lampe hereinbrachte,
ſchmollte ſie mit dem Rechtsanwalt. Sie ſchob die weißen
Decken auf den Sofalehnen zurecht, meinte aber, bevor ſie das
Zimmer verließ, doch wieder vertraulich:

„Vor den Vlonden muß man ſich beſonders in Acht nehmen,
Herr Rechtsanwalt. Die Blonden wollen immer was.“

Vierzehntes Kapitel.
Als van Tenins am Tage darauf nicht weit von ſeinen Freun-

den die Charlortenburger Pferdebahn verließ, traf er auf die
Stiftstante, die trotz des warmen Tages ihren ewigen grauen
Regenmantel an hatte und unter ihrem ſchwarzen Hut ausſah,
als ob ſie fragen wollte: „Gibt es keine Beerdigung in der
N ähe?“

Sie hielt den Rechtsanwalt feſt und klagte ihm ihr Leid.
Sie ſei nicht vorgelaſſen worden, und auch Anna Maria habe

kaum mit ihr geſprochen. Jhm würde es gerade ſo gehen.
„Jch bitte Sie, lieber Rechtsanwalt, raten Sie doch zu

Baldriantropfen. Wolfgang ſoll fünfundzwanzig Trovfen in
Pfeffermünztee nehmen und Anna Maria zehn Tropfen auf
Zucker. Jch habe auch welche genommen. Jhnen könnte es
auch nicht ſchaden bei ſolcher Gemütsbewegung.“

Aber die Stiftstante redete nur ſo. Jhre klugen Augen
blickten den Rechtsanwalt dabei ſorgenvoll an, als ob fie gernernſthaft geſprochen hätte. Da kam ein Wagen in der Mich

tung nach der Stadt, und van Tenius konnte empfehlen.
Er ſah Marianne im Vorgarten, wo ſie unruhig auf undnieder ging. Sie trüg ſo ſpät noch ihren hellen Heorgentod

Sofort rief ſie ihm zu:
„Jch erwarte dich ſeit einer Stunde.“
„Verzeihen Sie, liebſte Freundin, aber ich hielt es für richtig

zur gewohnten Zeit zu kommen. Es kann nicht viel nach ſieben
Uhr ſein.“

„Kommen Sie nur.“
Sie traten in die Laube, die nun ganz dicht von wildem Wein

umrangt war. Nur mit einem Händedruck und mit langen
Anſchauen begrüßten fie ſich. Dann berichtete Marianne.

wen 4 54 cJmmer noch hatte Ofſendorff ſie nicht zu fich gelaſſen. Der
Hausarzt kam Läglich, geſtern hatte er einen Profeſſor zuge-

d 91 t 2 m v. eiten 7ogen, der Augen wegen, und heute noch einen zweirten, den
Profeſſor B.

„Mir wollen die Herren nicht Rede ſtehen. Was ſie mir
ſagen, das klingt beruhigend und doch wieder ſo furchtbar
ängſtlich. Franz iſt vorzüglich und teilt mir mit, was er weiß.
Aber er verſteht nichts, als daß ſein Major entfſtellt ausſieht
und ſchrecklich ſchimpft. Heute früh hat fich Wolfgang, noch be

Foeirr Ovor ich aufgeſtanden war, in ſein Laboratorium hinüberfahren
laſſen, Sie wiſſen doch, das Gactenhäuschen, das wir nie be-
treten dürfen. Die Badereiſe will er ohne mich antreten.
Allein mit Franz. Aber ich fürchte, es iſt den Aerzten gar
nicht mehr Ernſt damit. Drüben im Laboratorium ſoll gewiß
etwas Schreckliches geſchehen. Irgend eine Opergtion. Eine
Operation an ihm!“

Marianne ſchluchzte laut auf und drückte ſich ihr Tuch feſt auf
die Augen. Van Tenius bat um die Erlaubnis, als naher
Freund den Profeſſor V. aufſuchen zu dürfen.

„Gehen Sie hin und bringen Sie mir die Wahrheit.“
Van Tenius ließ ſich noch alles erzählen, was die Aerzte ge

ſagt hatten und was Franz wußte. Eben war er aufgeſtanden,
um nach der Stadt zurückzufahren, als der Diener am Eingang
der Laube erſchien. Er zeigte ſein gutmütiges Alltagsgeſicht
und ſtattete auch ſeine Meldung ruhig ab. S

„Der Herr Major haben befohlen, daß der Herr Major im
Laboratorium die Nacht zubringen werden. Die gnädige Fran
möchten ſich nicht ſtören laſſen und es ginge dem Major beſſer.“

„Hören Sie mal, Franz,“ ſagte van Tenius. „Jch muß den
Herrn Major ſehen und ſprechen. Melden Sie mich an.“
ſage blickte fragend auf Frau von Oſſendorff;

„Melden darf ich Sie nicht, Herr Rechtsanwalt. Das haben
der Herr Major verboten. Wenn der Rechtsanwalt aber jept
ohne zu fragen hineingehen werden, ich glaube gehorſamſt, das
wäre ſehr gut. Herr Major ſind jetzt ganz allein.“

Van Tenius nickte der Freundin zu und ging geradeaus durch
den Hausflur und über den wohlgeharkten kangen Kiesweg nach
dem Ende des ſchmalen, tiefen Gartens, dorthin wo das kleine
Fnrnmerhäuschen lag. Auf halbem Wege holte Franz ihn

„Jch will doch in der Nähe bleiben, Herr Rechtsanwalt. Wenn
der Herr Major den Herrn Rechtsanwalt vielleicht doch nicht
hineinlaſſen wollten.“

„Sie haben recht, Franz. Aber ſagen Sie idas eigentlich mit dem Major ſag mal was i dern
Franz blickte trübſelig drein und die Tränen traten ihm in

die Augen.
Fortſetzung folgt.
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KReichötagderſahwahl. BVel der en kür
den durch den verſtorbenen Reichs eordneten Dr. V.
Skarzinski freigewordenen Wahlkreis Poſen 4 (Neutomiſchel
Grätz-KoſtenSchmiegel) wurden abgegeben für v. Mor g
(Pole) 15 965 und für SchwartzkopfRoſe (deutſcher Kom
promißkandidat) 6568 Stimmen. V. Morawski iſt gewählt. Die
Zahl der ſogialdemokratiſchen Stimmen war in diefem, zu dem
feſteſten Beſitze der Polen zählenden ländlichen Kreiſe gering.

Gegen die Schiffahrtsabgaben. Jm Auftrage der Hafen
ſtädte des Oberrheins hat der Stadtrat in Karlsr uhe eine
Eingabe an den Reichstag abgehen laſſen, in welcher die
ſchweren Bedenken zum Ausdruck kommen, die gegen die Ein
führung von Schiffahrtsabgaben ſprechen.

Warum ein Leutnant die Notleine zieht? Wir leſen ider bürgerlichen Preſſe: Ein Bruchſaler ianententnen fuhr

auf der Strecke Kaſſel--Bebra-- Halle 1. Klaſſe. Als wegen
Ueberfüllung unterwegs Reiſende 2. Klaſſe in die 1. Klaſſe ge
bracht wurden, zog er unterwegs die Notleine und brachte den
Zug zum Stehen aus Entrüſtung, mit dieſem Plebejertum
aus der 2. Klaſſe fahren zu müſſen. Vom Amtsgericht Kaſſel
wurde er zu 70 Mk. verurteilt. Der Strafkammer erſchien auf
ſeine Berufung dieſe Strafe zu hoch, ſo daß ſie ſie auf 30 Mk.
herabſetzte. Vor dem Ziehen der Notbremſe hatte er ſogar vom
Zugführer in einer erregten Auseinanderſetzung die Entfer
nung der Reiſenden verlangt.

In der Tat: der preußiſche Leutnant iſt unnachahmlich, darin
hatte Bismard recht.

Dort, wo der fromme Glaube herrſcht. Jnfolge der in
letzter Zeit ſich häufenden Meſſeraffären hat die Regierungs
behörde für den Kreis Niederbayern alle Polizeiorgane
angewieſen, jene Perſonen unnachſichtlich anzuzeigen, die unbe-
fugterweiſe Waffen tragen. Vei einer Tanzmuſik in
Straubing wurde nun Kontrolle vorgenommen und nicht
weniger als zweihundert feſtſtehende Meſſer den
zum Tanze erſchienenen Bauernburſchen abgenommen.

Der Kreis Niederbayern iſt eine ausgeſprochene Domäne
des Zentrums, das bei jeder Gelegenheit von dem „ver
rohenden Einfluß der Sozialdemokratie“ ſchwindelt!

Der fortſchrittliche Abgeordnete Mommſen, Bankdirektor
in Berlin, hat in einer Wählerverſammlung ſeines Danziger
Reichstagswahlkreiſes erklärt, daß er zugunſten eines ein
heimiſchen Kandidaten auf eine Wiederkandidatur bei der
nächſten Reichstagswahl verzichte. Ob ſich Mommſen ander
wärts aufſtellen laſſen will, hat er in jener Verſammlung nicht
geſagt.

Frankreich.
Der Raub des Koalitionsrechts.

Paris, 6. November. Offizziiös wird erklärt, das neue
Miniſterium beabſichtige keineswegs, die Freiheit der Syndi-
kate zu verletzen, aber es wolle den Arbeitern und An
geſtellten der öffentlichen Betriebe das
Recht entziehen, ſich zur Vorbereitung zum Ausſtande
gemeinſam zu verabreden. Man müſſſe dieſen Arbeiterkate-
gorien offen erklären, daß ſie das Koalitionsrecht nicht beſitzen.

Viele Arbeiter und Angeſtellte würden dann wohl auch
zögern, in den Ausſtand zu treten, wenn ihnen der Gebrauch
dieſer für die Jntereſſen des Landes ſo gefahrvollen Waffe
unterſagt würde. Miniſterpräſident Briand wollte ein
Schieds gericht ſchaffen, welchem alle Wünſche und Be
ſchwerden der Arbeiter zu unterbreiten wären. Dadurch wür-
den die Zwiſtigkeiten jedenfalls eine Verminderung erfahren.

Briands Rache.
Das Fachblatt des Eiſenbahnerſyndikats teilt mit, daß die

Zahl der Angeſtellten, die von den Direktoren der verſchiedenen
Eiſenbahnlinien infolge des letzten Ausſtandes entlaſſen wor-
den ſeien, ungefähr 3500 betrage.

Belgien.
Kundgebungen gegen die Regierung.

Jn der Stadt Charlerois fand am Sonntag eine große
von Liberalen und Sozialiſten veranſtaltete Kund
gebung gegen die neuerliche Haltung der Regierung in der
Unterrichtsfrage und ſpeziell wegen Gründung von Normal-
ſchulen ſtatt. Die Mehrzahl der Liberalen und ſozialiſtiſchen
Senatoren und Abgeordneten, ferner die Mehrzahl der Ar-
beiterverbände, ſowie die Vertreter und Deputierten aus-
wärtiger politiſcher Vereine beteiligten ſich an dem Umzuge.
Nach Schluß desſelben fanden verſchiedene Meetings ſtatt, in
denen hervorragende Redner die Haltung der Regierung in
der Unterrichtsfrage einer ſcharfen Kritik unterzogen: Schließ-
lich wurde eine Tagesordnung angenommen, worin die Ver-
ſchwörung der Regierung gegen die Schule als eine parteiiſche
Maßnahme bezeichnet wird. Die große Kundgebung, ſowie
alle Verſammlungen verliefen in vollſtändiger Ruhe und Ord-
nung.

OeſterreichUngarn.
Studentenkrawalle.

Wien, 6. November. An der tierärztlichen Hochſchule fand
geſtern die erſte feierliche Jnauguration des Rektors ſtatt,
ſeit die Hochſchule aus dem Geſchäftsbereich des Kriegsminiſte-
riums in den des Unterrichtsminiſteriums übergegangen iſt.
Auf der Straße kam es wegen der Verfügung des Rektors, daß
auch klerikale Studentenverbindungen zur Feier zuge-
laſſen werden ſollten, ju Demonſtrationen der deutſch
nationalen Studenten, die den Klerikalen den Eintritt ver
weigerten und mit Stöcken auf ſie loshieben. Die Polizei
drang in die Aula ein, was unter den anweſenden Studenten
große Enrüſtung hervorrief. Die Studenten griffen die Wache
an, wobei ein Polizeibeamter Verletzungen erlitt. Zwei Stu-
denten wurden verhaftet.

Portugal.
Das neue Eheſcheidungsgeſetz.

Die neue Regierung zeigt, daß es ihr mit der Wegräumung
des überlieferten kirchlichen Plunders ernſt iſt. Der Befreiung

des Landes on der Kloſterwirtſchaft ſol die 63Tige Trennung
des Staates und der Schule von der Kirche folgen. Und jeyt
hat der Miniſterrat einem Geſetzentwurf zugeſtimmt, der die
Herrſchaft des Dogmas auf einem Gebiet beſeitigen will, auf
dem ſie beſonders verhängnisvoll gewirkt hat: im Sherecht.
Während andere katholiſche Staaten, wie Jtalien und Oeſter
reich, nicht den Mut finden, die Eheſcheidung einzuführen, will
die republikaniſche Regierung gleich einen entſchiedenen Schritt
zur Befreiung der Geſellſchaft von einer überwundenen und
zur häßlichſten Heuchelei herabgeſunkenen Lehre tun. Der
neue Entwurf läßt nicht nur, nach franzöſiſchem Muſter, in den
bekannten Fällen der Geiſteskrankheit, der ſchweren Freiheits
ſtrafe, des Ehebruchs und ſonſtiger grober Verſchuldung die
Scheidung zu. Er will auch, was das franzöſiſche Geſetz noch
nicht gewagt hat, das Recht zur Scheidung auf Grund gegen
ſeitigem Einverſtänd niſſes geben: ein Grundſatz,
den ſchon das preußiſche Landrecht vor mehr als 100
Jahren zur Geltung gebracht, aber die Geſetzgebung des heilig-
verheuchelten neuen Deutſchen Reichs wieder abgeſchafft hat.
Bereits warten zahlreiche Ehepaare auf dieſe Möglichkeit, fich
auf reinliche und ehrliche Weiſe von einem unhaltbar gewor-
denen Ehebande zu löſen. Dem Juſtizminiſter ſind viel
Glückwunſchtelegramme zugegangen. Immerhin wird es ſich
noch zeigen müſſen, ob auch die Volksvertretung des ſo viele
Jahrhunderte hindurch klerikal verſeuchten Landes für den
ganzen Fortſchritt des neuen Geſetzentwurfs reif ſein wird.

Eine militäriſche Konſpiration gegen die Republik?
Aus Madrid wird gemeldet, daß am Sonnabend an der

portugieſiſchen Grenze 6 Generale, 17 höhere Offi-
siere, ſowie mehrere Subalternoffiziere ver-
haftet worden ſind. Sie ſollen an einem Komplott gegen
die proviſoriſche Regierung in Liſſabon beteiligt ſein. Weitere
Verhaftungen ſtänden unmittelbar bevor. Jedenfalls han-
delt es ſich hierbei um übertriebene Gerüchte, und eine un
mittelbare Gefahr droht der neuen Regierung von militäri-
ſcher Seite wohl kaum. Haben doch erſt am Sonnabend, wie
die Frkf. Ztg. erfährt, ſämtliche Ozfiziere der Gar-
niſon Liſſabon offiziell durch Eintragung in die Mit-
gliederliſte des republikaniſchen Zentrums Sao Carlos ihren
Beitritt zu der republikaniſchen Partei er-
klärt. Die Regierung erhält überhaupt andauernd Zu
ſtimmungsadreſſen aus allen Kreiſen der Be
völkerung. Die letzte Kundgebung dieſer Art ſtammt von
einer Anzahl Vereine, die zuſammen 62 000 Mitglieder zählen
und der Regierung ihre Anhänglichkeit ausdrücken.

Dieſe Tatſache beweiſt die völlige Haltloſigkeit der im Aus
lande verbreiteten Gerüchte von einer Militärverſchwörung
und gibt gleichzeitig eine Garantie für den Beſtand des neuen
Regimes.

Spanien.
Der Generalſtreik von Sabadell,

Der Streik, der ſo ſtarke politiſche Wirkungen nach ſich zieht,
iſt urſprünglich ein Streik der Textilarbeiter geweſen.
Sabadell iſt eine der induſtriereichſten Städte Kataloniens
und ein Zentrum der ſpaniſchen Textilinduſtrie. Die Textil-
arbeiter ſind zum großen Teil organiſiert. Anfangs Oktober
kam es in einer der größten Spinnereien zu einem unbedeuten-
den Konflikt. Die Arbeiter verlangten die Anerkennung
ihrer Organiſation und als dieſe Forderung verwei-
gert wurde, verhängten ſie über das Unternehmen den Boy
kott. Die Unternehmer beſchloſſen darauf am 25. Oktober die

„Ausſperrung. Am 28. Oktober antwortete die Arbeits-
konföderation mit der Erklärung des Generalſtreiks,
dem ſich zahlreiche andere Arbeiterſchichten, vor allem die
Bäcker und Metallarbeiter, anſchloſſen. Die Zahl der Streiken-
den beträgt ungeſähr 18 000, mehr als die Hälfte der Bevölke
rung von Sabadell. Die Unternehmer ſchienen bereit, die An-
erkennung der Organiſation zuzugeſtehen und als Entſchädi-
gung für die Ausſperrung 15 000 Peſetas, ungefähr 10 000 Mk.,
zu zahlen. Die Streikenden, die durch die Ausſperrung einen
Lohnentgang von ungefähr 156 Millionen haben, forderten
wenigſtens zwei Drittel des entgangenen Lohnes. Eine Eini-
gung kam nicht zuſtande.

Die Regierung ſchickte ſofort Militär und Polizei
nach der Stadt, machte aber gleichzeitig einen Vermittelungs-
verſuch. Doch die Unternehmer ließen den Miniſter des
Jnnern, Sagaſta, brüsk abfallen. Sie ſeien die Herren
im Hauſe und wollten keine Verhandlungen. Die Unterneh-
mer ließen 600 Streikbrecher kommen, was natürlich
große Erregung und Erbitterung hervorrief. Jn den letzten
Tagen kam es zu verſchiedenen Zwiſchenfällen, die durch die
Streikbrecher provoziert wurden. Das Militär griff rück
ſichtslos zugunſten der Streikbrecher ein. Jnfolge-
deſſen wuchs die Erregung und ſchließlich beſchloſſen die Strei-
kenden, durch eine große Demonſtration die Aufmerk-
ſamkeit des Landes auf ihre Lage zu lenken und die Regierung
zu einem neuen Eingreifen zu veranlaſſen. Es wurde ein
Zug nach Barcelona beſchloſſen, dem die Regierung mit
Waffengewalt entgegengetreten iſt.

Jn Sabadell herrſcht angeblich „Ruhe“, und die Stadt hat
ihr normales Ausſehen. Die Gendarmerie hat einen Trupp
von 200 Ausſtändigen, die nach Barcelona marſchieren wollten,
„zerſtreut“. Seit den erften Tagesſtunden waren die Wege um
die Stadt von mehreren Regimentern und von Gendarmerie
beſetzt. Der Vorſitzende des Arbeiterbundes und der Vorſitzende
des Metallarbeiterverbandes wurden verhaftet. Für die
Streikſachen wurde ein beſonderer Unterſuchungsrichter er-
nannt.

Aus der Partei.
Von einer ſozialdemokratiſchen Prinzeſſin

in Breslau, die in Parteiverſammlungen gelegentlich das Wort
ergreift, weiß die ſenſationsfrohe bürgerliche Preſſe in dieſen
Tagen viel zu erzählen. Es handelt ſich um die Gattin des vor

einigen Tagen verſtorbenen Breslauer Arztes Dr. Willim, Frau
Pauline Willim, die wegen ihrer bürgerlichen Verheiratung im
Jahre 1880 Stand und Rang als Herzogin von Württemberg
aufgeben mußte. Seit Anſang der neunziger Jahre nahm ſie
rege am Breslauer Parteileben teil, beſuchte Verſammlungen, gab
regelmäßig ihren Parteibeitrag und griff auch ſonſt oftmals helſfend
ein. Als das neue Vereinsgeſetz den Frauen den Beitritt zur
politiſchen Organiſation ermöglichte, erwirkte ſie ſofort ihren Ein
tritt in den Sozialdemokratiſchen Verein Breslau, iſt aber, ab
geſehen von dieſem formellen Anſchluß, ein ſehr „altes Mitglied“
der Breslauer Bewegung. Der Umſtand, daß die beſcheidene,
nie öffentlich hervorgetretene Frau ſich wie in ihrer Geſinnung,
ſo auch in manchen Außerlichkeiten von den Frauen ihres Standes
Wer rvet, gibt der Preſſe Anlaß zu ihrer überflüſſigen Phan-
taſterei.

Niedergang der Chriſtlichlozialen.

Die Eroberung des Luegerſchen Landtagsmandats
in der Wiener Leopoldſtadt durch den Genoſſen Schuh
meier das iſt mehr als eines der zufälligen Wahlexgeb-
niſſe, wie ſie ſich bei Erſatzwahlen manchmal einſtellen. Es
iſt eine Stufe im Verfall der kürzlich noch ſo ſtolzen chriſtlich
ſozialen Herrlichkeit in Wien. Nach dem Tode des Parteiherr-
ſchers, des Wiener Bürgermeiſters Dr. Lueger, waren die
von ihm ausgeübten Mandate zum Reichsrat und zum niceder-
öſterreichiſchen Landtag neu zu vergeben. Das Reichsrats-
mandat des vorſtädtiſchen Bezirks Hietzing hat der neue
Bürgermeiſter Neumahyer mit ciner um 400 Stimmen ver-
minderten Mehrheit gegen unſeren Genoſſen Polke bebauptet.
Anders bei der Landtagswahl in der Leopoldſtadt, de
an den Prater angrenzenden, überwiegend bürgerlichen Teil
von Alt-Wien. Es war einer der größten Triumphe der
Chriſtlichſozialen, als ſeinerzeit ihr Lueger den Bezirk, früher
eine Hochburg der Liberalen, eroberte. Um ſo mehr, als der
Bezirk zu drei Siebentel jüdiſche Wähler zählt, mit denen
Lueger trotz ſeines Antiſemitismus ſich doch ganz geſchickt zu
ftellen wußte. Jetzt kandidierte der Obmann des cthriſtlich-
ſozialen Kellnervereins, Preyer. Unſere Genoſſen ſtellten
in Franz Schuhmeier einen ihrer tüchtigſten Vertreter,
zugleich einen beſonders ſcharfen Bekämpfer der aniſemitiſchen,
kulturfeindlichen und korrupten Politik auf, von dem die Gegner
ſchrieben: „Schuhmeier iſt kein Dutzendſozialdemokrat. Er
ſteht auf der äußerſten Linken der Partei Kein anderer
hat ſo wie Sch. im Parlament derartige, auf die Lockerung der
Diſziplin in der Armee berechnete Schlager zu prägen gewußt.“
Wohl, dieſer „Bänkelſänger der Revolution und Anpreiſex von
Militärrevolten und Monarchenentthronungen“ erhielt im
erſten Wahlgang 8477 Stimmen, rund 2000 mehr als unſer
Kandidat vor zwei Jahren aufgebracht hatte. Der Gegner
aber erhielt, trotz des ſtärkſten Drucks auf Straßenbahner und
ſonſtige ſtädtiſche und Landesangeſtellte, trotz der Liſten- und
Wahllegitimationenfälſchung, in denen die Chriſtlichſogialen
es zur Meiſterſchaft gebracht haben, nur 10 832 Stimmen: 1500
weniger als Lueger 1908. Rund 900 weiße Zettel waren von
Chriſtlichſozialen, die mit dem Kandidaten unzufrieden waren,
u. a. abgegeben. Und während vor zwei Jahren die Liberalen
rund 4000 Stimmen aufgebracht hatten, erhielten die drei
liberalen Kandidaten, ein deutſchradikaler, ein tſchechiſch
nationaler und ein jüdiſchnationaler, zuſammen ſechs bürger-
liche, rund 5000 Stimmen.

ur Stichwahl gaben die Liberalen die Parole für
Schuhmeier aus, „den ſchlagfertigen, witzigen, hinreißenden
Redner“, gegenüber dem „Menſchen ohne Wiſſen und Begabung“
der Gegner. Schuhmeier ſelbſt betonte in der liberalen
Wählerverſammlung, daß es ſich jetzt um keine Dynaſtie handle,
als die „Dynaſtie Geßmann“, die Lenker der chriſtlichſozialen
Korruptionsherrſchaft; nicht um Revolution und Antimilitaris-
mus, ſondern um billiges Brot, billiges Fleiſch, Abwehr neuer
Steuern. „Geht es dem Mittelſtand heute beſſer als vor
15 Jahren Er iſt noch nicht gerettet, aber ſeine Retter ſind
für ihr ganzes Leben gerettet. Die reichſten Juden ſind ihre
Freunde, denn ſie ſind konſervativ. Und die armen Juden
supfen ſie am Barte, denn ſie ſind Antiſemiten.“

Trotz aller Einſchüchterung, die ſich ſelbſt bis zur Drohung
mit der „allerhöchſten Ungnade“ verſtieg, trotz Wahlſchwindel
und Wahlterrorismus hat der Antiſemitismus die Schlacht
verloren. Mit 12760 gegen 11623 Stimmen wurde Schuh-
meier gewählt. Damit ſteigt die durch Wahlrechtsbeſchränkung
niedergehaltene Landtagsfraktion unſerer Genoſſen auf T.
Sie gewinnt den beſten Kenner der Wiener Verwaltungs-
zuſtände, den gehaßteſten und gefürchtetſten Feind der Geß-
mannſchen Cliquen wirtſchaft. So folgt Schlag auf Schlag.
Erſt die aufbrechenden ekelhaften Eiterbeulen der Axmann,
Biehlolawek und Geßmann. Dann die enthülte furchtbare Be-
trugswirtſchaft der chriſtlichſosialen Macher in Kärnten.
Daneben der Zuſammenbruch der chriſftlichſozialen
„Arbeiterbewegung“ durch den Maſſenübertritt der
bisher dort organiſierten ſtädtiſchen Arbeiter: Straßenbahner,
Gasarbeiter uſw., zu der neubegründeten unpolitiſchen Be
rufsorganiſation. Zweig fällt auf Zweig. Mag der wider-
liche Todeskampf der in ihrer glänzendſten Zeit innerlich
faulen Bewegung ſich noch lange hinziehen: die Axt iſt doch an
die Wurzel gelegt. Wie in den übrigen katholiſchen Ländern,
wie jetzt ſogar im Deutſchen Reiche, beginnt auch in Oeſter
reich das klerikale Volk zu erwachen und ſich der Vefreiungs-
bewegung der neuen Zeit zuzuwenden.

Verantwortlich für Leitartikel, Politiſche Ueberſicht, Partei
nachrichten Paul Hennig, für Ausland, Gewerkſchaftliches,
Feuilleton und Vermiſchtes Karl ock, Lokales Otto
Niebuhr, Provinzielles und Verſammlungsberichte Gottl.
Kasparek, ſämtlich in Halle.
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Abbruch?Freibergsgarten,
Gr. Poſten geſchn. Bauholz,

Diehlung, Decken, Schahlung,
gr. eiſ. Treppe, gr. Fenſter Voblen,
Latten, T raillen, Handarifſe. Säu-

len, 200 Fuhren Bruchſteine und meſtücke ſofort zu v ufen.
Lindner

2

Wo Von Dienstag den 8. bis einsehliesslich Montag den 4. November verkaufen wir
Kindersegen,

e er e er 0ſendung von 10 Pfg. in Markendurch Etr. komercejo por Esp., el d en St 0 ff e
Stückpreiſe: J

Hemden- Barchent i Braut-, Gesellschafts-, Strassenkleider, Blusen, Röcke u. aere.

10 Meter Mk. 3.80 2992 0Ia zu ganz enorm billigen Preisen.
(das zie n Se chen) Ohne Rüäcksicht auf den wirklichen Wert haben wir einige Serien zusammengestellt u. ewpfehlen hiervon u. 2.:

0 c3 J i eher Serie I. e e UHeter 75 Pf. Serie IV Meter 177
ſbegoz w. Serie II. u I Serie V. u 2

e 4 50 50e SGerije III. u I Serie VI. u 2

verlange jede Ehefrau ſofort Auf grosse Posten

Leipzig, Thomasring e II.

10 Fere Hermul -harchent i

Die Stoffe sind auf Bxtratischen im Parterre unseres Geschältshauses ausgelegt. S

S Gebr. Kontrolſkasge

kmullle- Brutpfannen
besondors billig

C. F. Rittern,
Leipzigerstrasse 90.

bäwve! kun!
gar. leb. Ank., 10 Mon.
alt, vollk. ausgewacht,

22 federvoll ſleiſchig, grutwer 15 St. ca. s ſchwere Sanſe

34 t 12 ſchönefleiſch. Ent. 22 12 Meſenent. 26.
8simeon Reinisch, öderdemn i. Schiesien.

Böollene Weſten
für Damen und Herren in
großer Auswohl; billige Preiſe.

b. Hammer
Geiſtſtr. 52. Tel. 2673 R.-Sp.V.

t ayfen Off. u. B. K. 4165
Rfrosse, PHulle.

Dienstag

e Sehlachtefest.
r Schace,15 Kra u enſtraße 15

Die zehn Gebote uns

die besltzende Klasse
von Adolf Hoffmann,
mit einen Geleit-Brief

von Frau Clara Zetkin.
Preis 580 Pfg.

usgekämmtes Damenhaar be

zahlt am beſten Beachten Sie unser v Se et

B irheſtetZu meld, b. r ger a.rummer a BenjaminGrosse Ulrichstrasse 22/23. t ren

Emwi Stemmloer, Glauchaerſtr. 79.

Aechtang! Achtung
Meiner werten Kundſchaft zur

gefälligen Nachricht, daß ich mein
Gesehäft unverändert

Welter führoe.

W. Alma unre,

empfiehlt die e

Leere Stube hgeb. Richter r Bitte leſen?!
Beim Einkauf von

Menlkel's Bleich-Soda
18 Pfg. jedes Paket

achte man genau auf untenſtehende Packung
und weiſe Nachahmungen, da meiſtens minder-

d ä ne

nSverlbedeutendEeſſe, mahldieWeſte

blendend weiß. Uebertrifft bei allen Rei
nigungszwecken die Soda durch raſchere

z macht namentlich Metallſachen ſehr klar u. Holzſachen
ſehr weiß. Greift Hände u. Wäſche nicht
an. Löſt ſich in Waſſer ſehr raſch, ſollle S

deshalb in keiner Haushaltung fehlen.
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Allem Konsum Verein für e u. Umgeg

Eingetragene Genossenschaft mit beschränkter Uattplüeht.

Bilanz am 30. Juni 1910.

Aktiva. Paſſiva.Vermögen E Verpflichtun ingen: S
An Kaſſenkonto 1926 17 Per Mitglieder Anteitkonto 3933 OUtenſilienkonto 200. Reſervefonds on 2880 01

Abſchreibungen C 199. 1 Dispoſitionsſfondskonto 641 12Warenkonto 777777 13256 Sparmarkenkonto 111 60Abſchl agsrückgewähr 1031 Mitglieder Rabattkonto 4266
G. E. G. Anteilkonto 605 55 Rückgewährlento 162 37Nordhänſer KautabakArbeiterGe r arkoſſenkonts 8118 71

noſſenſchafts-Anteilkonto 51 25 Kautionskonto dBankeinlagenkonts G. E. G. 8987 30 Reingewinn 474 95
1 Debitor e e 98228988 e

7 e 906 27Mitgliederbewegung.
Mitaliederbeſtand am 1. Juli 1999 208Eingetreten im Lauſe des Geſchäftsjahres 11

Beſtand am 30. Juni 1910: 219
Hiervon ſcheiden mit dem Schluſſe des Geſchäftsjahres aus

durch Tod 2 1durch 1durch Kündign ng 12 14Mithin Mitzliederbeſtand am 30. Juni 1919: 2595Die Ciefchäfisaulhaben der Mitglieder ken am 30. Jnni 1910 083.50

Die Haftſumme der Mitglieder betrug am 30. Juni 1910 4100.00

Der Vorſtand:
Wilholm Bioler. Wilhelm Meissuer jun. Fr. Ackermann,

ca a e e e e e e h t t nu Dö rrgemüs e n
Billigster und volkommenster Erzatz für frigehes.

Grüno Bohnen, junge Schotenerbsen, Jalionne, Braunkohl, r
Wirsing, Spinat, Möhren.

Alle Parteisonriften zu beziehen durch die Volks
Für die Inſerate verantwortlich: Rob. Jlgner. Drug der Halleſch. Genoſſenſch.-Buchdruck. (E. G. m. b. H.) Verleger vorm. m. Aug. Groß, jetzt A. Jähnig. Sämtl. i. Halle a. S.
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Halle a. S., Dienstag den 8. November 1910
Halle und Saalkreis.

Halle a. S., den 7. November 1910.

Das Halleſche Polizeiſyſtem vor Gericht.
Es iſt nicht das erſtemal, daß ſich die Halleſche izeiGericht ihre Makelloſigkeit atteſtieren läßt. er

Polizeitragödien und Luſtſpiele, die ſich ſeit Beſtehen des
Volksblatts in den Halleſchen Gerichtsſälen abgeſpielt haben,
einmal gründlich aufrollen, ſo könnten wir Bände ſchreiben.
Waren es doch nicht bloß Parteigenoſſen, ſondern auch andere
Bürner, die mit der Polizei Konflikte auszufechten hatten.
Selbſt im Polizeikörper kriſelte es ja zeitweilig derartig.,
daß es gerichtliche Nachſpiele gab, bei denen ſich nicht ganz
untere Polizeibeamte kämpfend gegenüberſtanden. Nennen
wir nur die Namen: Weydemann, v. Doſſow. Kriebel uſw.
und denken wir an Aeußerungen wie: „Wachtmeiſter! ſchmei-
ßen Sie den Kommiſſar hinaus.“ Doch dieſe Halleſche Poli-
zei fühlt ſich gekränkt, wenn ſie einmal nicht mit Glacehand-
ſchuhen angefaßt wird. Ob ſie freilich durch die neue gericht-
liche Aktion ein Reis ihrem Ruhmeskranze eingeflochten hat,
möchten wir hier nicht beurteilen.

Es klagte unter dem Beiſtand des Stagtsanwalts vor der
Kammer des Landgerichtsdirektors Schubert der „freiſinnige“
Herr Dr. Rive gegen den Redakteur des Volkshlatts Ge-
noſſen Niebuhr wegen Beleidigung durch die Preſſe. Jn-
kriminiert war ein am 30. Juni d. J. in Nr. 150 des Volks-
blattes veröffentlichter Artikel mit der Spitzmarke: „Die
rührige Halleſche Polizei.“ Es wurde im lokalen Teil ein
neues Polizeiſtück beſprochen. das ſich am Sonntag den
26. Juni, zugetragen hatte. Die Gemeinde- und Staats-
arbeiter hatten eine Gewerkfſchaftsverſammlung einberufen
und die Polizei ſchickte Ueberwachung. Vorher hatte ſie die
Verteiler von Einladungszetteln zu der Verſammlung ver-
haftet und nachher den Verteilern auch noch Strafmandate ge-
ſandt, gegen die am 9. November Einſpruchsverhandlungen
Wer Der erſte Teil der Aktion wurde im Volksblatt
kritiſiert mit dem Hinweiſe, die Polizei ſollte es doch endlich
unterlaſſen, die Gewerkſchaften zu ſtören und zu beläſtigen.
Die Polizei könnte ſich in Schikanen gegen die Beſtrebungen
der Arbeiter gar nicht genug tun. Die Drangſalierungen und
das ungeſetzliche Vorgehen der Polizei erfordere einen engeren
Zuſammenſchluß der Arbeiter.

Genoſſe Niebuhr übernahm die Verantwortung für den Ar-
tikel. Er habe damit erklären wollen, wie ſcharf und unbe-
rechtigt die Polizei gegen die Halleſche Arbeiterſchaft vorgehe.
Die Abſicht der Beleidigung habe ihm gänzlich ferngelegen.
Er ſelbſt habe unter dem Vorgehen der Halleſchen Polizei zu
leiden gehabt, als er am 18. April v. J. ganz unberechtigt
verhaftet und zwei Stunden an einem Sonntagnechmiitag

auf der Wache feſtgehalten wurde. Die Polizei habe ver-
mutet, er hätte in dem Jugendverein einen politiſchen Vor-
trag halten wollen, was ihm aber gänzlich ferngelegen habe
und auch der Polizei bekannt geweſen ſein müſſe. Denn vor-
her habe er mit dem Oberpolizeiinſpektor Weydemann geſpro-
chen, der ihm erklärt habe. er werde den Vortrag unter allen
Umſtänden verhindern. Kaum hatte er in der Verſammlung
den erſten Satz geſprochen da wyrde er von dem Kommiſſar
Sommer auch ſchon verhaftet. Wie konnte die Polizei wiſſen,
ob er politiſch oder unpolitiſch reden werde? Auf einge-
legte Beſchwerde habe der Regierungsbräſi-
dent die Verhaftung für un gerechtfertigt er-klärt. Die gegen die genannten Polizeibeamten erſtattete
Anzeige wegen Freiheitsberaubung ſei allerdings ohne Erfolg
geweſen, da die Staatsanwaltſchaft annahm ihnen habe bei
den Maßnahmen das Bewußtſein der Rechtswidrigkeit gefehlt.
Kollege Niebuhr bietet bezüglich weiterer polizeilicher Ueber-
griffe den Wahrheitsbeweis an. So könne feſtgeſtellt werden,
daß das Verbot des Verteilens der Handzettel gegen die klare
Entſcheidung des Kammergerichts verſtoße und daß die Dettel-
verteiler ungeſetzlich verhaftet worden ſind. Andere Organi-
ſationen, wie Jünglingsvereine uſw. verteilen ihre Traktätchen
auch ohne polizeiliche Genehmigung. Jn jenen Jugendver-
einen ſind auch wiederholt volitiſche Themata erörtert worden
und es wurde volizeilicherſeits nicht eingeſchritten Daraus
gehe die Anwendung zweierlei Rechts hervor. Als ein Herr
Dr. Hannſen hier im Volkspark künſtleriſche theatraliſche Dar-
ſtellungen veranſtalten wollte und mit Herrn Weydemann
darüber Rückſprache nahm, habe Herr Weydemann die Er-
laubnis verſagt und dabei betont, daß er die Sozial-
demokratie mit allen geſetzlichen Mitteln be-
kämpfe. Die roten Fahnen, die jahrelang am Eingange
des Volksparks hingen, haben im September d. J. auf Anlaß
der Polizei plötzlich entfernt werden müſſen. Ohne Anlaß
haben die Polizei angedroht die Polizeiſtunde für den Volks-
park auf 10 Ubr herabzuſetzen. Der Lagerhalter Seibt ſoll
dadurch einen Polizeibeamten beleidigt haben daß er bei dem
Verlaſſen ſeiner Behauſung in die hintere Hoſentaſche griff
um feſtzuſtellen, ob er ſein Portemonnaie nisft vergeſſen habe.
Herr Seibt habe gar nicht gewußt, daß ein Poliziſt hinter ihm
berging. Damit könne bewieſen werden, mit welcher Gereizt-
heit die hieſige Polizei zu Werke gehe. Ein Umzug der Ge-
werkſchaften, der im vorigen Jahre durch einige Straßen ganz
ungeſtört von ſtatten ging, wurde in dieſem Jahre verboten.
Die deutſchen Turner durften zu Tauſenden unter dem Schutze
der Polizei durch die Straßen ziehen. Neuerdinags geht die
Polizei noch ſchärfer vor. Sie überwacht oder verbietet ent-
gegen den klaren Beſtimmungen des Rejchsvereinsageſetes nicht
bloß große, ſondern auch kleine Diſtriktsverſammlungen der
Partei.

Als erſter Zeuge trat Obervolizeiinſpektor Wehdemann
auf, der zugeben mußte, daß Genoſſe Niebuhr verhaftet wurde.
Er habe damals angenommen, es ſolle ein politiſcher Vortrag
gehalten werden. Der Kommiſſar ſei richtig inſtruiert ge-
weſen ob er ganz nach der Jnſtruktion gehandelt habe gehöre
wohl nicht hierber. Zeuge habe damals erklärt es ſei Pflicht
der Polizei ſtrafbare Handlungen zu verhüten. Bei der Hand-
zettelverteilung habe die Polizei nach einer Entſcheidung des
Oberverwaltungsgerichts gehandelt, die allerdings mit der zu-
gunſten der Zettelverteiler lautenden Kammergerichtsentſchei-
dung je Widerſpruch ſteht. Druckſchriftenverteilungen müßten
auch den Fünglingsvereinlern angemeldet werden. Nur
Trakiätchenverteilungen am Totenſonntag würden unerlaubt
geſtatiet. Daß er dem Dr. Hannſen gelegentlich einer Ais-
ſprache über Theatergufführungen im Volksvark geſagt babe
er bekämpfe die Sozialdemokratie mit allen geſetzlichen Mitteln,
ſei ausgeſchloſſen; er wüßte gar nicht, wie er dazu gekommen
ſein ſollte. Die roten Fahnen vor dem Volkspark wären bis
zum September d. J. geduldet worden, weil man bis dahin
noch keine Judikatur darüber gehabt hätte; erſt ſpäter ſei eine
Kammergerichtsentſcheidung bekannt geworden, die das Aus-
hängen ſolcher Fahnen an öffentlicher Stelle verbiete. Die
Herabſetzung der Polizeiſtunde ſei nicht angelündigt worden
wegen der Beleidigung von Polizeibeamten, ſondern wegen der
Zurverfügungſtellung des Volksparks zu einer Anarchiſtenver-
ſammlung.Rechtsanwalt Dr. Müller: Glauben Sie denn, Herr Zeuge,
»aß ein Verſammlungslokal durch Abhalten einer Anarchiſten-
»erſammlung zu einem Anarchiſtenlokal wird? Und iſt es
Jhnen nicht bekannt, daß die Sozialdemokratie den Anarchis-

21. Jahrg.

mus bekämpft? Zeuge Weydemann erklärt, er möchte die
Frage nicht beantworten und der Vorſitzende beanſtandet denn
auch die Frage. Zeuge fährt fort: Gegen den Gewertkſchafts-
umzug durch die Steinſtraße uſw. hätte er perſönlich nichts
einzuwenden gehabt; Oberbürgermeiſter Rive habe
aber ſpäter angeordnet, daß der Zug nur wie
im vorigen Jahre vom Roßplatz aus durch die
Wuchererſtraße uſw. gehen ſollte. Bezüglich der
Beleidigung der Polizei im Volkspark ſei allerdings ein ſtär-
keres Polizeiaufgebot angekündigt worden.

Zeuge Fabrikarbeiter Kleinlein bekundet, eines Tages
im Monat Juni ſei ihm von einem jungen Manne in der
Geiſtſtraße eine Verſammlungseinladung zu einer Verſamm-
lung des Vereins junger Männer öffentlich übergeben worden.
Da die Druckſchriften ganz öffentlich unter den Augen der
Polizei verteilt wurden habe er die Redaktion davon in Kennt-
nis geſetzt da die Polizei ſonſt immer hinter gewerkſchaftliche
und ſozialdemokratiſche Zettelverteiler ſo ſehr her ſei.

Lagerhalter Seibt ſchildert ſein Erlebnis, wie er vor
einiger Zeit einen Poliziſten durch einen Griff nach ſeiner
hinteren Hoſentaſche beleidigt haben ſoll. Bei dem Verlaſſen
einer Behauſung habe er nach der Taſch gefaßt, ob er ſein
zortemonngie vergeſſen habe. Gleich danach habe ihn von

hinten ein Poliziſt gegriffen und geſagt: „Sie haben mich be
leidigt.“ An eine Polizeibeleidigung habe er nicht im ent-
fernieſten gedacht. Er habe ſich durch ſeinen Paß legitimiert,
ſei aber doch verhaftet worden, habe eine Vernehmung bekom-
men und ſchließlich ſei noch der betreffende Poliziſt in ſeiner
Wohnung geweſen und habe ſich zeigen laſſen, ob er, Zeuge,
im Hinterteil der Hoſe eine Taſche habe. Dies habe er dann
dem Poliziſten auch tatſächlich bewieſen

Zeuge Dr. Hannſen äußert ſich über die Unterredung mit
Wenydemann: Seine geplante Serie von Theateraufführungen
hatte mit der Sozialdemokratie nichis zu tun. Er hatte ſich
aber wegen der Aufführungen im Volkspark wohl an den
hieſigen Bildungsausſchuß gewandt um an die arbeitende Be-
völkerung heranzukommen. Bei dieſer Gelegenheit habe dann
Herr Wenydemann geſagt, er bekämpfe die Sozial-
demokratie mit allen ihm Zur Verfügung
ſtehenden geſetzlichen Mitteln. Zeuge Weyde-
mann hält es für ganz undenkbar, ſich in dieſer Weiſe Herrn
Dr. Hannſen gegenüber geäußert zu haben, da er dem Bil-
dungsausſchuß doch im Volkspark Theateraufführungen ge-
ſtattet habe. Zeuge Hannſen hält aber demgegen-
de ſeine beſtimmte Ausſage vollſtändig auf-
recht.

Der frühere Geſchäftsführer des Volksparks Gen. Kret ſch-
mann, beſtätigt, daß die Polizei in früheren Jahren gegen
das Aushängen der roten Fahnen vor dem Volkspark nichts
einzuwenden gehabt ſondern ſie ſogar ausdrücklich genehmigt
habe. Erſt vor einigen Wochen hätten die Fahnen auf einmal
entfernt werden müſſen. Die Polizei habe angedroht,
daß bei weiteren Beleidigungen von Polizei-
beamten im Volkspark die Polizeiſtunde her-
abgeſetzt werden könne. Allerdings habe man dies-
bezüglich auch ein ſtärkeres Polizeigufgebot angekündigt. Kom-
miſſar Sommer babe ihm eröffnet, die Polizeiſtunde könnte bis
10 Uhr herabgeſetzt werden.

Der Arbeiterſekretär Genoſſe Güldenberg ſchildert das
Verhalten der Polizei gegenüber dem geplanten Gewerkſchafts-
umzug in dieſem Jahr. Anfänglich ſei der 19. Juli dazu in
Ausſicht genommen geweſen. Da aber zu dieſem Sonntage
auch die Turner einen Umzug geplant hatten habe man den
Gewerkſchaftsumzug auf den 24, Juli verlegt. Herr Wehyde-
mann habe dagegen nichts einzuwenden gehabt, daß der Zug
von dem Roßplatz aus die Steinſtraße uſw. paſſierte. Zeuge
habe die Empfindung gehabt als ſei das Verſprechen behufs
Benutzung der Steinſtraße uſws bindend geweſen. For-
mell habe er das Umzugsgeſuch allerdings nochmal eingereicht,
und zwar ſchriftlich dann habe er zu ſeinem Erſtaunen vom
Oberbürgermeiſter die Nachricht erhalten daß nur die Straßen:
Wuchererſtraße uſw. vaſſiert werden dürften. Durch das NZu-
rückziehen der früheren Genehmigung habe man ihn, Zengen,
und ſeine Gewerkſchaftsmitglieder in eine Zwickmühle gebracht
und damit den ganzen Umzug vereitelt.

Hierauf nahm der Staatsanwalt das Wort, der den ange
tretenen Wahrheitsbeweis als gänzlich mißlungen bezeichnete.
Der Artikel enthält Vorwürfe, daß die Polizei mit zweierlei
Maß meſſe und bewußt parteiiſch handle. Und wenn auch ein
Mißgriff vorgekommen wäre, ſo ſind die Schlußfolgerungen
des Artikels dennoch nicht gerechtfertigt. Die damalige Feſt-
nahme des Angeklagten war nach der ſubjektiven Auffaſſung
der Polizei zuläſſig, da ſie befürchtete, der Angeklagte werde
politiſch reden. Die Ueberwachung der Gemeindearbeiter-
verſammlung war gerechtfertigt, da es ſich um eine öffentliche
Verſammlung handelte. Jn dem Falle Seibt komme nur ein
einzelner untergeordneter Polizeibeamter in Frage. Die vor-
gebrachten Tatſachen ſind nicht einmal geeignet, den Vorwurf
der Unſachlichkeit zu rechtfertigen. Wenn dem Angeklagten auch
als Redakteur des Volksblatts der Schutz des W 193 zugebilligt
werde, ſo gehe die Beleihbigung doch aus der Form hervor. Schon
der Ausdruck „rührige Polizei“ ſei ironiſch und beleidigend. Der
Artikel ſäe Haß gegen die Polizei und es ſei deshalb eine Ge-
fängnisſtrafe von

fünf Monaten
nebſt Publikationsbefugnis zu beantragen.

Rechtsanwalt Dr. Müller: Um aus dem Artikel eine Be-
leidigung herauszuleſen, muß man ſchon ſo verfahren, wie der
Staatsanwalt. der einzelne Worte aus dem Zuſammenhang
herausgeriſſen hat. Lieſt man alles, dann erſcheint der Artikel
ſehr mäßig in der Form. Der Ausdruck rührig kann unter
keinen Umſtänden beleidigend ſein, denn es iſt Tatſache, daß die
Polizet gegen die hieſige Arbeiterhewegung ſehr rührig vor-
geht. Herr Wenydemann hat ja vor der Verhaftung des Ange-
klagten ſelbſt geſagt, eine energiſche und umſichtige Behörde
ſucht Straftaten zu verhindern. Mit den Ausdrücken Schikane
und Drangſalierungen ſollte nur die Politik der Nadelſtiche
gekennzeichnet werden. Der Wahrheitsbeweis iſt
vollſtändig gelungen, denn es iſt feſtgeſtellt worden,
daß die Polizei gegen die Arbeiterbewegung eine Tätigkeit ent-
wickelt hat, die keineswegs angebracht war. Hat der Angeklagte
mit ſeiner Verhaftung nicht ſelbſt eine ſehr böſe Erfahrung
gemacht? Wie konnte die Polizei zur Verhaftung ſchreiten,
ohne abzuwarten, was der Angeklagte ſagen würde. Und auch
dann war ſie nicht dazu berechtigt. Es war ein unvpolitiſches
Thema geplant. Die Polizei verfuhr in dem Fall
ungeſetz lich. Und nun verſetze man ſich an die Stelle des
Angeklagten, der zwei Stunden widerrechtlich ſeiner Freiheit
beranbt wurde. Mehr, als eine widerrechtliche Verhaftung kann
einem von der Polizei eigentlich nicht paſſieren. Der Regie-
rungspräſident mußte ja auch zugeben, daß ungeſetzlich ver-
fahren worden iſt. Schon dieſer Punkt rechtfertigt den Artikel,
den der Angeklagte in Wahrnehmung berechtigter Jntereſſen
geſchrieben hat. Der Angeklagte nahm aber in dem Artikel
nicht nur ſeine, ſondern auch die Jntereſſen der ſtädtiſchen Ar-
beiter wahr. Auch von der Gemeindearbeiter-Organiſation
ſind drei Mitglieder ungeſetzlich verhaftet worden. Warum
mußte ſich die Polizeibehörde bei ihrem Vorgehen gegen die
Zettelverteiler gerade auf die Entſcheidung des Oberverwal-
tungsgerichts und nicht auf die den Zettelverteilern günſtig
lautende Entſcheidung des Kammergerichts ſtützen? Konnte die

Polizei nicht an den Rechtsgrundſatz in dubio denken? Wenn
das keine polizeilichen Uebergriffe ſind, wie ſollen ſie denn aus
ſehen Das ſind ganz klare Rechtsverletzungen, die der Laie
als Schikane und Drangſalierungen auffaßt. Zu der Straf-
verſügung mußten die Zettelverteiler ſich einen Rechtsbeintandnehmen, deshalb 30 Mk. bezahlen, dann wurde die Verſügung

wieder zurückgezogen und es kam ein neues Verfahren. Und
von anderen Organiſationen werden ſolche Zettel ohne polizei-
liche Störung verbreitet. Die erwähnte Redensart vom Be
kämpfen der Sozialdemokratie mit allen zu Gebote ſtehenden
geſetzlichen Mitteln, hat Dr. Hannſen beeidigt und Herr Wenyde-
mann nur ſehr matt beſtritten. Jedenfalls verdient Herr Dr.
Hannſen ebenſoviel Glauben, als Herr Weydemann, der die
Aeußerung wahrſcheinlich vergeſſen hat. Wenn ein Chef der
Polizei eine ſolche Aeußerung tut, dann konnte der Angeklagte
auch einen ſolchen Artikel ſchreiben. Die vorliegenden Tat-
ſachen waren auch nicht geeignet, die Polizei zu veranlaſſen,
dem Volkspark mit der Herabſetzung der Polizeiſtunde zu
drohen. Die Polizei kann die Polizeiſtunde nur herabſetzen
wegen Trunkſucht, Völlerei oder Geſährdung der öffentlichen
Orönung. Und die öffentliche Ordnung wird nicht durch einige
Anarchiſtenverſammlungen gefährdet. Ueberhaupt ſei bekannt,
daß die Sozialdemokratie den Anarchismus bekämpfe. Der
Fall Seibt beweiſe, daß die Polizei alles mögliche als Be
eidigung und Ungeſetzlichkeit auffaßt. Werden doch auch jetzt

ſogar kleine Diſtritisverſammlungen ſhyſtematiſch polizeilich
überwacht. Bezüglich Ueberwachung großer Verſammlungen
habe das Kammergericht ausdrücklich entſchieden, daß die Größe
eines Vereins bei der Ueberwachung nicht in Betracht komme.
Auf alle Fälle habe der Angellagte in Wahrnehmung be-
rechtigter Jutereſſen gehandelt und deshalb könne ihm der
Schutz des S 193 nicht verſagt werden. Die Polizei ſei viel zu
ſchroff vorgegangen, ſelbſt der Regierungspräſident habe an-
erkannt, daß ein polizeilicher Mißgriff vorliegt. Es könne des-
halb von ſtrafbaren Handlungen gar keine Rede fein und ſei
daher die Freiſprechung des Angeklagten geboten. Jn der
Beweisaufnahme hatte Zeuge Weydemann noch erklärt, daß
wohl Gründe zur Herabſetzung der Polizeiſtunde im Volkspark
vorgelegen hätten, die Polizei hätte aber von der Maßregel noch
Abſtand genommen.

Genoſſe Niebuhr hob noch hervor, daß er noch in vielen
Fällen nachweiſen könnte, in wie außerordentlich ſchroffer Weiſe
die hieſige Polizei gegen die Arbeiterbewegung vorgegangen ſei.

doch jüngſt in einer hieſigen Verſammlung n ein
ürgerlicher Redner geſagt, daß von hundert Polizeiübergriffen

im Reiche mindeſtens 90 in Halle paſſierten. Mit den Worten
Schikane und Drangſalierungen habe er, wie ſchon geſagt, die
Nadelſtichpolitik kennzeichnen wollen. Jn welcher Gegnerſchaft
ſich die Polizei zur Sozialdemokratie und zu den Gewerkſchaften
befinde, beweiſt die Bekundung des Zeugen Dr. Hannſen. HerrWeyedmann hat ausdrücklich ausgeführt, er werde die Sozial
kratie mit allen ihm zu Gebote ſtehenden geſetzlichen Mitteln
bekämpfen. Wenn dieſer Wahrheitsbeweis für nicht geführt
erachtet werde, wie ſolle er dann geführt werden? Daß die
Polizei ganz außerordentlich rührig und energiſch zu Werke
gegangen ſei, darüber beſtehe kein Zweifel. Zu ſeiner damaligen
Verhaftung habe die Polizei nicht den Schimmer eines Rechtes
gehabt. Sie ſei nicht berechtigt, angebliche ſtrafbare Hand-
lungen auf Grund des Vereinsgeſetzes zu verhüten. Jn jener
Verſammlung habe er nur den Satz ausgeſprochen gehabt „Die
Arbeiterſchaft ſteht vor einer großen Aufgabe“, dann habe Kom-
miſſar Sommer bereits zur Verhaftung gegriffen. Jhm habe
es gänzlich ferngelegen, damals politiſch zu reden, da er die
Jugendfrage lediglich als Vildungsfrage betrachte. Der Schutz
des S 193 könne ihm nicht verſagt werden; denn daß er bei dem
rigoroſen Vorgehen der hieſigen Polizei gegen ſetne Partei-
änger und ihn nicht von freundſchaftlichen Gefühlen beſeelt
ein könne, ſei wohl ſelbſtverſtändlich. Seine Verhaftung ſei

damals in angeſehenen Juriſtenzeitungen ſcharf kritiſiert wor
den. Er könnte auch aus früheren Jahren Beiſpiele von un-

erechtfertigten Polizeimaßnahmen anführen. So habe diePolen einmal gegen Parteimitglieder 48 Strafmandate los-
gelaſſen, die ſchließlich alle vom Kammergericht aufgehoben
worden ſind. Auch gegen die Gewerkſchaften ſei die Polizei
ſtets ſchroff vorgegangen. Die Kritik ſei berechtigt geweſen;
eine Abſicht der Beleidigung habe ihm fern gelegen und er er-
ſuche deshalb um ſeine Freiſprechung.

Rechtsanwalt Müller weiſt noch darauf hin, daß, wenn in
Halle ausſchließlich Sozialdemokraten auf Grund des Vereins-
geſetzes verfolgt werden, ſo liegt das nicht etwa daran, daß
andere, bürgerliche Vereine geſetzlicher vorgehen, ſondern daran,
daß eben die Sozialdemokraten ſchärfer überwacht werden.

Das Urteil lautete auf
500 Mk. Geldſtrafe,

ev. 100 Tagen Gefängnis nebſt Publikationsbefugnis in den
hieſigen Blättern. Jn der Urteilsbegründung hieß es u. a., der
Angeklagte ſei ſich der Tragweite ſeiner Ausdrücke wohl be-
wußt geweſen, da er ein in Worten und der Feder ſehr ge-
wandter Mann ſei. Die Beweisaufnahme habe ergeben, daß die
Polizei nicht unberechtigt, ſondern durchaus berechtigtvorgegangen ſei. Der Wahrheitsbeweis ſei nis
gel ungen. Der Schutz des S 193 habe dem Angeklagten aber
zugebilligt werden müſſen, da er in der Arbeiterbewegung tätig
und Redakteur eines Blattes ſei, das auch die gewerkſchaft-
lichen Jntereſſen vertreten wolle. Die Abſicht der Beleidigung
gehe aus der Form und dem Jnhalte des Artikels hervor. Von
einer Geſängnisſtrafe ſei Abſtand genommen worden, aber
die Geldſtrafe habe nicht niedriger bemeſſen
werden können, da das Volksblatt ſchon häufig
Behörden uſw. angegriffen habe.

Gegen das Urteil iſt Reviſion angemeldet worden. Wieder
findet ſich in ſeiner Begründung der Satz, daß der Angeklagte
deswegen ſtrenge zu beſtrafen ſei, weil er an einem Blatte
arbeite, das Behörden uſw. ſchon oft angegriffen habe. Es iſt
auch bei dieſem Urteil das Verhalten Angeklagten nicht
individuell, die Tat nicht aus ſich ſelbſt heraus beurteilt wor-
den, ſondern man hat einen ganzen Komſplex von Handlungen
verſchiedener Perſonen der Kollegen des Angeklagten
herangezogen, was natürlich vollkommen unzuläſſig iſt. Selbſt
der Landgerichtsdirektor Lieber in Berlin, der zum Ver-
handlungsleiter im Moabiter Prozeß auserſehen iſt und deſſen
Schärfe einen Ruf genießt, führte dieſer Tage in dem Urteil
eines großen Schieberprozeſſes folgendes aus:

„Was hier verhandelt iſt, dürfte nur ein kleiner Teil von
dem ſein, was Guſtav Glaſer, der Hauptangeklagte, jahre-
lang geleiſtet hat. Bezüglich dieſes Angeklagten kommen
nur die Taten in Frage, wegen deren er ausgeltefert iſt; da
aber für dieſe Fälle kein beſtimmtes Strafmaß feſtgeſetzt iſt,
ſo muß das ganze Milieu mitgeprüft werden. Dies hat der
Gerichtshof getan, und es fragt ſich, welches Strafmaß anzu-
wenden iſt. Es ſind in dieſer Beziehung andere Fälle hier
vorgeführt worden, das ſcheidet aber für uns vollkommen
aus. Nach der Strafprozeßordnung iſt nurmaßgebend das Ergebnis der Sörhandkung
ſelbſt eine Nachahmung anderer Fälle würde
zur Schabloniſierung führen. Jeder Täter
iſt individuell und jede Tat iſt nach ſich zu
beurteilen.“

Wie iſt das mit den Urteilsbegründungen zu vereinbaren,
die Herr Schubert bei den Prozeſſen gegen die Genoſſen VBock
und Niebuhr gab?



Was nun die andere Seite der Sache anlangt, die Kritik an
den Behörden, ſo wollen wir hier den Ausſpruch eines auch ge
wiß für die Halleſchen Richter unverdächtigen Zeugen anführen,
des früheren Direktors im Kultusminiſteriums, Althoff,
der aus ſeiner Kenntnis heraus erklärte:

„„Die Preſſe iſt viel zu milde und zu nachſichtig in der Kri-
tik der Behörden und der behördlichen Maßnahmen. Wie
oft wartet unſereins nicht vergeblich auf das Eingreifen der
in der Preſſe zum Ausdruck kommenden öffentlichen Mei-
nung, wenn ein ſchreiender Unfug oder eine unſinnige be-
hördliche Verordnung die Kritik geradezu herausfordert!“

Iſt die Polizei in Halle ein Kräutlein Rührmichnichtan,
daß ihr jede Kritik ein arges Unbehagen bringt? Freilich die
bürgerliche Preſſe verabſäumt abſichtlich die vornehmſte Pflicht
der Kritik, und da iſt es kein Wunder, wenn die Arbeiter
reſſe ſehr davon abſticht. Sollte aber jemand glauben, daß
ich die Arbeiterpreſſe infolge behördlicher Verfolgungen das
techt der Kritik auch an der Polizei auch nur beſchneiden

läßt, ſo befindet der ſich im Jrrtum.

Handlungsgehilfen! Kaufmannsgerichtswähler!
ttwoch, den 9. November, von vorm. 11 bis

nachm. 8 Uhr, finden die Beiſitzer- Wahlen zum Kaufmanns-
gericht ſtatt, und zwar in folgenden Lokalen:

1. Schultheiß-Reſtaurant, Merſeburgerſtraße 10,
2. Schultheiß-Reſtaurant, Poſtſtraße 5,
3. Weißbierſalon, Bernburgerſtraße 24.

Für jeden denkenden Handlungsgehilfen kann nur die
Liſte 4 des Zentral- Verbandes in Betracht kommen.
Sie bürgt für rückgratfeſte Männer, die nicht vor dem Stirn-
runzeln der Prinzipale zuſammenknicken. Alle anderen Kandi-
daten gehören Vereinen an, die mit der Prinzipalität durch dick
und dünn gehen, die Prinzipale als Mitglieder aufnehmen und
die für den Standesdünkel mehr leiſten, als für die Berufs-
Jntereſſen. Dieſe Verbände werden von den Arbeitgebern ge
radezu als Verſicherungs- Anſtalten gegen Gehilfenforderungen
betrachtet und daher finanziell unterſtützt. Die Kandidaten der
Liſte 4 ſind folgende:

Hermann Nilius, Kleine Klausſtraße 7,
Johannes Sanow, Geiſtſtraße 5,
Hermann Büchöl, Bertramſtraße 18,
Emil Kocch, Blücherſtraße 10,
Hermann Schellenbectk, Reilſtraße 6,
Albert Jllgenſtein, Eichendorffſtraße 17,
Richard Lartſch, Ludwig Wuchererſtraße 34,

elix Graduſchewski, Frieſenſtraße O,
mi l Höfer, Meckelſtraße 12,

Reinhold Kraft, Zenkerſtraße l.
Die Wahliſt geheim! Jeder Ler 25 Jahre alte, im

Bezirke des Kaufmannsgerichts ſeine Tätigkeit ausübende
Handlungsgehilfe iſt wahlberechtigt. Das Wahlrecht kann nur
in der Wahlſtelle ausoebt werden, in deren Bezirk der Wähler
beſchäftigt iſt. Bei Hiralgeſchäften iſt, entgegen der früheren
Handhabung, nicht der Sitz des Hauptgeſchäftes oder des
Kontors maßgebend, ſondern die Straße, in der die Filiale
gelegen iſt.

Eine Beſcheinigung des Prin ipals oder der Polizeibehörde
iſt mitzubringen

Die Arbeits- und Stellenvermittlung, insbeſondere rn der
Stadt Halle.

Mit dieſem Thema beſchäftigte ſich u. a. die am 4. November
1910 ſtattgefundene Sang des Gewerkſchaftskartells Halle.
Der Referent hierzu, Arbeiterſelretär Kleeis, führte etwa
folgendes aus:

Jm modernen Erwerbsleben hat die Arbeitsvermittlung eine
große Bedeutung. Der Wechſel des Arbeitsverhältniſſes iſt
viel häufiger wie früher, das Heer der Arbeitsloſen iſt auch
in Zeiten guter Konjunktur ein ziemlich großes. Eine gute
Arbeitstermittlung kann die Arbeitsloſigkeit wenigſtens ver-
kürzen. Es ift bemerkenswert, daß trotz dieſer Wichtigkeit die
Arbeitsvermittlung noch recht ungenügend geregelt iſt. Wir
kennen heute die verſchiedenartigſten Arbeitsnachweiſe in
großer Zahl. Die Unternehmer benutzen die Arbeitsnachweiſe
als Kampfmittel gegen die Arbeiterſchaft. Die Arbeiter ſtehen
auf dem Standpunkt, daß der Arbeitsnachweis in ihre Hande
gehöre. So lange aber die Unternehmer noch die wirtſchaft
liche Macht beſitzen und die Arbeiter noch nicht vollzählig
organiſiert ſind und andere Arbeiisnachweiſe benutzen, ſo
lange werden die gewerkſchaftlichen Nachweiſe nicht allen An-
forderungen genügen. Die Arbeiterſchaft hat deshalb nichts
gegen neutrale und gemeinnützige Arveitsvermittlungen ein-
zuwenden, ſofern dieſe gewiſſe Bedingungen erfülen. Der
internationale Kongreß zur Bekämpfung der Arbeitsloſigkeit,
der im September 1910 in Paris ſtattfand, empfahl zentrali-
ſierte, öffentliche, paritätiſche Arbeitsnachweiſe. Jn Preußen
ſind ſchon einige miniſterielle Erlaſſe ergangen, die das gleiche
fordern. Jn Halle liegt die Arbeitsvermittlung noch ſehr
im Argen. Jm Jahre 1909 waren vorhanden 44 gewecrbs-
mäßige Stellenvermittler, die 10 800 Stellen beſetzten, und 17
nicht ge werbsmäßige Stellenvermittler (Arbeitsnachweiſe),
die 14600 Stellen beſetzt haben. Hierbei ſind eine Reihe
kleinerer Nachweiſe nicht eingerechnet. Die gewerbsmägtige
Stellenvermittlung hat alſo auch einen ganz großen Umfang.
Namentlich iſt es das weibliche Geſchlecht, welches den ge-
werbsmäßigen Stellennachweis frequentiert; von
Jahre 1909 gewerbsmäßig vermittelten Perſonen ir
waren 56,8 weiblichen Geſchlechts, von 100 nicht g
vermittelten dagegen nur 15,6. Jn den amtlichen Publikatio-
nen des Magiſtrats iſt auch ein „öffentlicher“ Arbeitsnachweis
mit aufgeführt, unter welchem nur der Nachweis des Vereins
für Volkswohl gemeint ſein kann. Dagegen iſt zu proteſtieren;
unter einem „öffentlichen“ Arbeitsnachweis ſollte nur
ein ſolcher verſtanden werden, der von einer öffentlichen Kör-
perſchaft, alſo einer Gemeinde oder dem Staat betrieben wird.
Der Verein Volkswohl erhält pro Jahr über 3000 Mark von der
Stadt. Die Stadt hat mit dem Verein einen Vertrag abge-
ſchloſſen, nach welchem der Ausſchuß zur Leitung des Nach-
weiſes „ſo weit möglich Arbeitgeber und Arbeitnehmer in
gleicher Zahl kooptieren“ ſoll. Jn Wirklichkeit gehörten dem
Ausſchuß in den letzten Jahren an je ein Geheimrat, Ober-
polizeiinſpektor, Profeſſor, Oberdiakonus, Fabrikant, Werk-
zeugmeiſter, Baumeiſter, Zeugſchmiedemeiſter, Maſchine n-
meiſter, zwei Rentiers und zwei Druckereibeſitzer. Redner
kam dann noch auf das am 1. Oktober 1910 in Kraft getretene
Stellenvermittlergeſetz zu ſprechen. Schließlich wurde ein-
ſtimmig folgende Reſolution angenommen

Die wirtſchaftliche Entwicklung und die permanente Ar-
beitsloſigkeit eines erheblichen Teils der Arbeiterſchaft
zwingt zur beſten Pflege der Arbeitsvermittlung. Das Ge-
werkſchaftskartell hält an dem Grundſatze feſt, daß der Ar-
beitsnachweis ſich in den Händen der Arbeiter befinden muß,
da dieſe als die Verkäufer der Arbeitskraft über die ein-
ſchlägigen Bedingungen ſelbſt verfügen müſſen. Das Kartell
erblickt aber gleichwohl unter der gegenwärtigen wirtſchaft
lichen Konſtellation in der Errichtung öffentlicher pari-
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tätiſcher Arbeitsnachweiſe einen Weg der Verſtändigung mit
den Unternehmern, ojern dieſe Nachweiſe beſtimmte Vor-

ausſehungen erfüllen. Die in der Stadt Halle vorhandene
und mit ſtädtiſchen Mitteln unterſtützte Arbeitsvermittlung
des Vereins Volkswohl kann als ſolcher öffentlicher pari-
tätiſcher Arbeitsnachweis nicht betrachtet werden, da u. a.
die Arbeiter auf die Verwaltung desſelben nicht den ge
ringſten Einfluß haben und er auch ſonſt berechtigte An
forderungen der Arbeiter nicht erfüllt. Seine Benutzung iſt
daher auch eine verhältnismäßig unbedeutende. Das Kartell
proteſtiert dagegen, jene Arbeitsvermittlung als eine öffent-
liche und paritätiſche zu bezeichnen. Es verlangt hiermit
wiederholt, auch in der Stadt Halle einen rein kommunalen
Arbeitsnachweis mit paritätiſcher Verwaltung zu errichten,
welche Fotderung auch bereits vom ſtädtiſchen Statiſtiſchen
Amt in einer Broſchüre vertreten wurde. Nachdem das
Stellenvermittlergeſetz die private Arbeitsvermittlung ein
ſchränkt, muß andererſeits der öffentliche, zentraliſierte und
unentgeltliche Arbeitsnachweis gefördert werden.

Eine entſprechende Eingabe iſt vom Gewerkſchaftskartell
bereits in den letzten Tagen dem Magiſtrat und Stadt-
verordnetenkollegium unterbreitet worden.

Freigeſprochen.
Am 1. November fand vor der Berufungsſtrafkammer Verhand

lung in der Strafſache gegen den Polizeiſergeanten Viktor Klu-
ſchinski ſtatt. Kluſchinski war, wie erinnerlich ſein dürfte, vom
S öffengericht wegen Körperverletzung zu 50 Mk. Geldſtrafe ver
urreilt wurden, zuſammen mit dem Steindrucker Bentlage. Er
hatte gegen das Urteil Berufung eingelegt, während Bentlage es
bei dem erſten Urteil bewenden ließ. Kluſchinski hatte mit ſeiner
Berufung Erfolg, die Strafkammer hob das Schöffengerichtsurteil
auf und ſprach den Angeklagten frei. Wie in der erſten Verhand
lung war eine größere Anzahl Zeugen geladen, die jedoch in ihren
Ausſagen einander widerſprachen. Einige Zeugen ſagten zugunſten
des Angeklagten aus, andere zugunſten des Verletzten, der ſich
dem Verfahren in der Berufungsinſtanz als Nebenkläger ange
ſchloſſen hatte. Nach der Ausſage dieſer letzteren Zeugen, ins
beſondere des Polizeiſergeanten Auguſtin, ſoll der Angeklagte
den verletzten Gaſtwirt Schöbe in der fraglichen Nacht beleidigt
und dann ſchwer mißhandelt haben nach der Ausſage anderer
Zeugen aber ſoll ſich der Vorgang im Gegenteil ſo abgeſpielt
haben, daß Schöbe den im gleichen Hauſe wohnenden Kluſchinski
beleidigte und dann tätlich angriff, wogegen ſich dieſer nur gewehrt
hätte. Jm Anſchluß an die Ausführungen des Verteidigers,
Rechtsanwalt Dr. Müller, kam das Gericht zu der Entſcheidung,
daß die Vorgänge in der fraglichen Nacht nicht aufgeklärt
ſeien. Es ſei ſehr wohl möglich, daß Schöbe den Angeklagten be-
leidigt und angegriffen hat, wogegen ſich dieſer nur zur Wehr
ſetzte. Bei dem Streit ſeien beide Teile verletzt worden. Wenn
auch Schöbe viel erheblicher verletzt worden ſei wie Kluſchinski,
ſo könne daraus doch nicht gefolgert werden daß Kluſchinski der
ſchuldige Teil geweſen ſei.
T G

Julius Vahlteich ſpricht heute abend 8/2 Ahr im
Volkspark über den Sozialismus in der alten und
der neuen Welt. Maſſenbeſuch wird erwartet!
e

Der Bldnngsausſchußz veranſtaltet am Mittwoch, den 16. No
vember, Bußtag, im Volkspark einen Lichtbildervortrag, auf den
wir ſchon heute aufmerkſam machen wollen. Ein vorzüglicher
Kenner engliſcher Verhältniſſe, Herr H. Lange, Dresden, wird
über England, Land und Leute, Sitten und Gebräuche, Konſum
und Gewertſchaften, Jnduſtrie und Verkehrsweſen uſw. reden und
den Vortrag durch zahlreiche Lichtbilder erläutern. Der Eintritts
preis iſt auf 25 Pfg. feſtgeſetzt. Der Verkauf der Karten beginnt
am 10. November in den aus dem Jnſerat erſichtlichen Stellen.

Dienſtboten und Hansangeſtellte! Nächſten Mittwoch, den
9. November, abends /29 Uhr, findet im Konzerthaus, Karl-
ſtraße 14, eine Verſammlung mit wichtiger Tagesordnung ſtatt.
Unter anderen wird vom Abeiterſekretär Kleeis ein Vortrag
über Die Stellenvermittlung in Halle und das
neue Stellenvermittlergeſetz gehalten. Zahlreicher Be
ſuch der wichtigen Verſammlung iſt dringend nötig.

Oeffentlicher Vortrag. Dr. Arnold hält morgen, Dienstag
abend im Wintergarten ſeine 3. freie öffentliche Verſammlung
ab. Das Thema lautet: Die Not und Knechtung der
Maſſe. A. wird ſpeziell Stellung nehmen gegen das modern
Geſellſchaftliche im Leben und bittet die Arbeiter mit ihren Frauen
auch in der Arbeiterkleidung die Verſammlung zu beſuchen.

Was iſt ein Konzert? Herr Liſchke, der Mitinhaber des
Schrebergartengrundſtücks (Laubenkolonie) in der Deſſauer
Straße hierſelbſt war anläßlich eines auf dem Grundſtück ver
anſtalteten Kinderfeſtes wegen Veranſtaltung eines Konzerts zur
Luſtbarkeitsſteuer veranlagt worden. Bei dem Feſt hatte eine
fünfgliedrige Munſikkapelle mitgewirkt. Der Bezirksausſchuß zuDenek frei und
uh te qusfit I 2

Muſikſtücke eine ſelbſtändige Veranſtaltung bildeten, daß ſie eine
ſelbſtändige Rolle ſpielten und nicht eine untergeordnete. Hier
ſei letzteres der Foll, denn vorwiegend hätten die Muſikſtücke zur
Begleitung von Kinderſpielen, Tanz und Umzügen gedient.
Der Magiſtrat der Stadt Halle legte Reviſion ein. Das Ober-
verwaoltungsgericht hob darauf das Urteil des Bezirksausſchuſſes
auf und verwies die Sache mit folgender Begründung an die
Vorinſtanz zurück: Der Streit drehe ſich lediglich darum, ob bei
dem Kinderfeſt in den Schrebergärten ein Konzert ſtattgefunden
habe. Der Senat habe ſich auf den Standpunkt geſtellt, daß ein
Konzert bei ſolchen Muſikaufführungen anzunehmen ſei, bei denen
der Genuß an der Muſik der Hauvptzweck der Veranſtaltung ſei.
Ob dieſe Vorausſehungen hier vorlägen, hätte der Bezirksausſchuß
näher nachprüſen müſſen. Seine Ausführungen ließen nicht er
kennen, daß eine derartige eingehende Prüfung erfolgt ſei. Deshalb
müſſe ſich der Vezirksausſchuß noch einmal mit der Sache be
fa en.

Herr Rive geht nicht! Die Düſſeldorfer haben der Stadt
Halle nicht den Schmerz angetan, ihr den freiſinnigen Ober zu
raubenz Die Wahlkommiſſion der rheiniſchen Stadt ſchlägt viel-mehr als einzigen Kandidaten den Oberbürgermeiſter von Krefeld,
Dr. Oehler, vor, der ſeine Laufbahn in Halberſtadt begonnen hat.

Einen Prvovinzial-Erziehungsinſpektor will ſich die Provinz
Sachſen zulegen. Der neue Beamte ſoll ſeinen Wohnſitz in
Merſeburg erhalten. Wie es in Preußen ſchon ſelbſtverſtändlich
iſt, konnte nur ein Geiſtlicher in Frage kommen. Der Provinzial
Ausſchuß hat denn auch den Paſtor Buſch aus Großſchwirſen bei
Kaffpiep in Hinterpommern in die Stelle berufen. Die Anſtellung
eines Kirchenmannes läßt die Beſtimmung des neugeſchaffenen
Poſtens deutlich erkennen.

Stadttheater. Jn dieſer Woche findet nur eine Aufführung
der Afrikanerin in der Neu-Jnſzenierung und zwar am Dienstag
ſtatt. Mittwoch wird Die geſchiedene Frau gegeben. Donnerstag
zur Feier von Schillers Geburtstag Wallenſteins Tod mit Herrn
Friedrich als Wallenſtein. Freitag wird Der Poſtillon von Lonjumeau
zuſammen mit dem Ballett-Divertiſſement Sonne und Erde wieder
holt. Als nächſte Volksvorſtellung iſt für Sonntag, nachmittags
3 Uhr, Nathan der Weiſe in Ausſicht genommen. Sonntag abend
Die Meiſterſinger von Nürnberg, Hans Sachs: Kammerſänger
Franz Schwarz.

Künſtlerfeſt im Stadttheater. Es ſind nun ſchon mehrere
e verfloſſen, ſeitdem das letzte große Künſtlerfeſt im Stadt
theater ſtattgefunden hat. Aus verſchiedenen Gründen war ſeiner
zeu ein Verbot erlaſſen worden. Nunmehr hat der Magiſtrat in

ſeiner letzten Sitzung einſtimmig beſchloſſen, dieſes Verbot auf
uheben; und ſo wird am 24. November in ſämtlichen Räumen
es Stadttheaters ein großes Künſtlerfeſt zum Beſten der Penſions-

kaſſe des Stadttheaters und zwar unter Mitwirkung ſämtlicher
Mitglieder des Enſambles ſtattfinden. Die Kartenausgabe erfolgt
ſchon jetzt ohne Vorbeſtellgebühr und zwar ſind die Preiſe die
gleichen wie beim Frühlingsfeſt vor ca. 5 Jahren Logenplätze
5 Mk., jedoch nur als ganze Loge von 4 Plätzen, J. Rang Balkon
und Orcheſter 5 Mk., Parkett 4 Mk., Parterre 3 Mk., II. und
III. Rang 2 Mk. und 1 Mk.

Gaſtſpiel des Oberbahriſchen Bauerntheaters im Apollo
theater. Die Ludwig Thoma Abende, mit denen das Ober
bayriſche Bauerntheater ſein hieſiges Gaſtſpiel ſo erfolgreich be-
gonnen, erfahren heute eine Unterbrechung durch die Aufführung
von Ludwig Anzengrubers Das vierte Gebot. Dieſem prächtigen
Volksſtück dürfte derſelbe große Erfolg wie im Vorjahre beſchieden
ſein. Morgen, Dienstag, fudet der 7. Ludwig Thoma- Abend
ſtatt, und zwar gehen die beiden famoſen Einakter Die Medaille
und Erſte Klaſſe an dieſem Abend zum leßten Male in Szene.

Stadt Cheater.
Der Poſtillion von Lonjumeau. Komiſche Oper von A. Adam.

Aus der ungemein reichen muſikaliſchen Produktion des talent-
vollen franzöſiſchen Opernkomponiſten iſt der Poſtillion ſeine
Meiſteroper, ſaſt das einzige Werk, dem ſich die Gunſt des Publi-
kums bis heute unvermindert erhalten hat. Die hübſchen, graziöſen,
anmutigen Melodien, die Friſche und Urſprünglichkeit einzelner
Szenen, originelle Situationskomik, ſind Vorzüge der Oper, denen
ſie ihren großen Erfolg zu verdanken hat und noch verdantt.
Allerdings haften ihr auch manche Unvollkommenheiten
und Schwächen an, die dann um ſo auffälliger hervortreten,
wenn man das Werk zu oft oder nur mittelmäßig auf
geführt ſieht. Nicht zuletzt aber hängt ſeine Wirkung vielvon der CEyung der Titelrolle ab. Und das iſt für das Stadt

theater immer nur ein Experiment geweſen. Ueber Erwarten gut
gelang es, als man kurz vor Schluß der verfloſſenen Operſaiſon
den Poſtillion mit Fritz Gruſelli als Vertreter der Titelrolle gab,
wie denn ein Vergleich dieſer Aufführung mit der vom letzten Sonntag
in jeder Beziehung zugunſten der erſteren ausfällt. Aber das Experi-
mentieren muß auch einmal ein Ende nehmen, und man ſollte doch
nun wohl bald herausgefunden haben, daß Guſtav Pawlowskys
Künſtlerſchaſt noch zu wenig gereift iſt, um den Sänger mit ſchwie-
rigeren Aufgaben betrauen zu können. Gewiß ſoll nicht geleugnet
werden, daß der junge Sänger Fortſchritte gemacht hat, und
ſein Chapelon z. B. in mancher Hinſicht vielleicht beſſer war, als
ſein Manrico im Troubadour, aber ein Experiment, das nur im
2. und 3. Akt einigermaßen gelang, blieb es immerhin. Als
Poſtillion im 1. Akt ſteif, linkiſch, ungelenk, theatraliſch in ſeinen
Bewegungen, war er auch geſanglich höchſt mittelmätzig, und das
Poſtillionlied kam gequält und gepreßt und in flockrigen Tönen
heraus. Ob wohl der Sänger aus den Worten des Marquis:
„Welch Talent! Welche Gabe nicht ein wenig Jronie her-
ausgehört hat? Jedoch ſei anerkannt, daß er ſich redlich
Mühe gab, und daß er gegen Ende mitunter recht Gutes bot.
Hier heißt es eben, das gute Stimmaterial, über das der junge
Sänger zweifellos verfügt, richtig ausbilden und lernen, lernen!

Lag es daran, daß dem Poſtillon das friſche, frohe, kecke Weſen
abging, daß auch Alice von Boer als Magdalena recht kühl
ließ? Vermochte Karl Kruthoffer in der Rolle des Bijon
auch Albert Aumann nicht zu erreichen, ſo bot er doch geſanglich
wie darſtelleriſch eine Leiſtung, an der man ſeine Freude haben
konnte. Der Marquis fand auch diesmal wieder durch Theo
Raven die denkbar beſte Wiedergabe. Kapellmeiſter Elsmann
brachte als muſikaliſcher Leiter alle Feinheiten der Oper ver-
ſtändnisvoll heraus, und ſeine Schuld war es ſicher nicht, wenn
der Aufführung der rechte Schwung fehlte.

Ein regeres Leben und ein friſcher Zug kam auf die Bühne
mit dem Ballettdiverdiſſement Sonne und Erde von Joſeph
Bayer, dem Komponiſten der Puppenfee. Hier hatte die Ballett-
meiſterin Adele Stahlberg-Wieſt mit der Regie (Karl
Stahlberg) und dem Theatermaler zuſammengewirkt und in
pvunten, maleriſchen, farbenprächtigen Gruppierungen, Landſchaften,
Tänzen, Bilder voll köſtlichem Reiz und entzückender Schönheit
eſchaffen.g el liebreizenden, märchenhaften Anblick bot die Frühlings-

landſchaft mit dem anmutigen Kinderreigen, luſtig und fidel iſt
das Strandleben, von eigenartiger Schönheit die Herbſtlandſchaft,
während das letzte Bild nicht ganz frei von Banalität geblieben iſt.

Es iſt unmöglich, bei der großen Zahl der Mitwirkenden Ein-
zelner zu gedenken Arrangeure, Leiter, wie alle übrigen Mit-
wirkenden haben an dem ausgezeichneten Gelingen der glänzenden
Ueberraſchung gleichen Anteil. Das Haus gab ſeinem Ent-
zücken durch reichen Beifall Ausdruck.

Allerlei.
Im Sturm gescheitert.

Ein heftiger Sturm ließ das fünfmaſtige deutſche Segelſchiff
Preußen bei Dover auf einer Klißpe ſcheitern. Es werden
Verſuche gemacht, die Mannſchaft des Schiffes zu retten. Das
Segelſchiff iſt vollſtändig wrack. Dem Rettungsboot iſt es
unmöglich, wegen der hohen See nahe an das Schiff heranzu-
kommen. Vom Strande aus geſehen, bietet das Schiff das Bild
einer formloſen Maſſe, die jeden Augenblick droht in die hohe
See abgetrieben zu werden. Die bis jetzt angeſtellten Rettungs
verſuche waren noch immer erfolglos. Einem Rettungsboot gelang
es trotz des hohen Seeganges unter größten Anſtrengungen
Cratbay zu erreichen, wo das Schiff feſtſitzt, jedoch war ein Heran
kommen an das geſtrandete Schiff unmöglich. Die 16 Mann des
Rettungsbootes konnten über die Vorgänge auf dem geſcheiterten
Schiff nichts berichten. Sie ſtießen Rufe aus, um die Aufmerk-
ſamkeit der Schiffbrüchigen auf ſich zu lenken. Die Rufe blieben
jedoch unerwidert. Der Segler Preußen iſt von Hamburg nach
Valparaiſo unterwegs. Er iſt wie berichtet, am Sonnabend
mit dem franzöſiſchen Dampfer Brighton zuſammen-
geſtoßen.

London, 7. Nov. Wie die Anglo Algerin Shipping
Company mitteilt, befanden ſich an Bord des untergegangenen
engliſchen Dampfers Kurdiſtan auch Paſſagiere, darunter vier
Damen. Man nimmt an daß alle an Bord befindlichen Perſonen,
außer den beiden nach Teneriffa gebrachten Matroſen, umge-
kommen ſind, doch fehlen noch jegliche Einzelheiten über die
Kataſtrophe. Jm ganzen waren 49 Perſonen einſchließlich der
Mannſchaft auf dem Dampfer Kurdiſtan.

„Unwetter in Frankreich.
Jnfolge des anhaltendtn Regens erfolgte zwiſchen Guiſe und

Flavigny ein Erdrutſch, ſwodurch ein Teil der Schutzbauten an
der Küſte von Montmorlot auf eine Länge von 300 Metern
zerſtört wurde; der Schaden iſt ſehr bedeutend. Aus Pontavert
wird ſtarkes Steigen des Aisne-Fluſſes gemeldet. Jn verſchiedenen
Departements ſind wegen der Ueberſchwemmungsgefahr von den
Behörden umfaſſende Vorſichtsmaßnahmen angeordnet worden.

Kampf mit einem Einbrecher.
Jn der Potsdamerſtraße in Berlin ſpielte ſich am Sonntag ein

ſchwerer Kampf mit einem Einbrecher ab. Das Ehepaar Tetzke,
das dortſelbſt in der erſten Etage wohnt, kehrte geſtern abend
gern 9 Uhr von einem Ausflug nach Lichtenrade zurück. Frau

etzke ging voran, während ihr Mann mit dem Kinde auf dem
Arm langſam nachfolgte. Die Frau öffnete die Wohnungstür und
trat in die Wohnuug ein, um Licht zu machen. Plözlich hörte ſie

m
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hinler ſich in dem Zimmer ein Geräuſch, und als ſie ſich uſah ſie einen jungen Menſchen, der mit e r
ſie zutrat und einen Schuß auf ſie abfeuerte. Die Kugel hatte die
Schädeldede der Frau durchbohrt und war im Kopfe ſtecken ge
blieben. Der Ehemann erhielt einen tödlich wirkenden Schuß in
den Mund. Das Befinden der verwundeten Frau Tetzke iſt ſo
ernſt, daß an ihrem Aufkommen gezweifelt wird. Das Berliner
Polizeipräſidium hat für die Ergreifung des Verbrechers eine
B We u e z R r Ein früheres Dienſtmädchen, das bei Tetzke in Stellung war, ſoll in di iwar ſein. g ſoll in die Affäre mit
Z en wunder

Sonnabend unter dem dringenden Verdachte feſtgenommen, ſeine
Der Fahrrad- Händler Otten in München-Gladbach wurde däniſcher Staatsunterſtützung 6 Jahre auf einer Expedition in

Unter ſchwerem Verdaqhte verhaftet. kommiſſion berichten, daß Knud Rasmuſſen, der ſich mit
Grönland befindet, auch Pearys Eskimoneger auf Kap Hork ge

Frau, die man tot im Vette vorfand, vergiftet zu haben. Otten ſ troffen habe. Nach deren Ausſagen h weder Peary noch
erklärte, er und ſeine Frau hätten ſich gemeinſam vergiften wollen, Cook den Nordpol erreicht. asmuſſen iſt jetzt auf demweil ſie unter dem Verdachte geſtanden hätten, betrügeriſche r zu einer Unterſuchungsexpedition nach dem Nordpol begriffen,

eiManipulationen begangen zu haben. beg
Die „Entdeckung des Nordpols“ Schwindel.

Kopenhagen, 6. Nov. Kapitän und Mannſchaft des vor Sorechſtunde der Redaktion von 212 bis 21 Uhr.
geſtern hier eingetroffenen Dampfers der grönländiſchen Handels

Wenn Sie sicher
gehen Wwollen,

etwas wirklich Gutes zu be
kommen, dann nehmen Sie
Kathreiners Malzkaffee
und nicht eine Nachahmung!

Den Seßalt mackto!
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ehe BerMittwoch den 9. November abends S Uhr
im großen Saale des Volksparkes:

Mitglieder Versammlung.
Tagesordnung:

1. Bericht über unſere Bewegung zur Verkürzung
der täglichen Arbeitszeit.

2. Abrechnung vom 3. Quartal.
3. Verbandsangelegenheiten.

Es iſt notwendig, daß die Kollegen recht vollzählig
in dieſer Verſammlung erſcheinen.

Ohne Mitgliedsbuch kein Einlaß.
Die Ortsverwaltung.

Verbanclk uhealer
Filiale Halle a S.Dienstag den 8. November 1910 abends 8!/2 Uhr
bei J. Streicher, Kl. Klausſtr. 7:

Mitglieder Versammlung.
Tagesordnung:

1. Der Ausbau unſerer Arbeitsloſenunterſtützung. 2. Weihnachts
vergnügen. 3. Filialangelegenheiten.

Zahlreiches Erſcheinen der Mitglieder iſt erwünſcht.
Der Vorſtand

2

W

Konsum- Verein n Bockwit?

tet von Cooks, Pearys und anderen Eskimes.

Eingetr. Gen. mit beſchr. Haftpfl.

Zittwoch (Bußtag), den 16. Rovember,
nachmittags 3 Uhr im Hotel Central

General -Versammlung.
1. Geſchäftsbericht.
2. Anträge nach S 82 des Statuts. daher größte Auswahl, billigſte Preiſe.ſenſchaſt iches.

Beſonders preiswert:3. Genoſ
Zu zahlreichem Beſuch ladet ergebenſt ein

Der Aufſichtsrat. Seelachs ohne Kopf Pfund 25 v.
Wilh. Herz, Vorſitzender.

m Roizungen, groß u. mittel Pfund 30 Pf.
Grosser Saal „Wintergarten“. Reilbuit, ten

Freie öffentl. Versammiung.
Redner: Dr. Arnold.

Dienstag den S. Novemhbef abends 81/2 Uhr: orösste Hochseeſiseherel

Eintritt frei. Kein Garderobezwang

a W e J 6254 t c t 7 r S h

leute

e Waggon frische Seeſische

Steinbutt, Seezunge, Flußlachs, Zander.

leute HanpffcternHeeltatt Mordhe

Dle Not und Knechtung der Mue.

Pfund 45 Pf.

Deutschlands.

Vertr.: Albert Asmus.

der Hausfrauen an grossen Wäsche- und
Reinigungstagen:

1. Erleichterung der Arbeit,
2. gründliche Reinigung und
3. Erzielung einer schneeweissen

unverdorbenen Wäsche,
werden seit 25 Jahren von Dr. Thompson's
Seitenpulver, Marke Schwan, getreulich erfülltt

Verkasafe
Kaparfen- ham

Stamm Seifert, beſon
ders gut ausgebildet, von
4 Mk. an aufwärts.
GWllhelm Bunt,

Teutschenthal.

Wenn für federmann.

FührerdurchdasGewerhe
und Kaufmannggerichtg-

sten-Ständer
in greosser Auswahl.

C. F. Ritter,
G. m. b. H.

Halle a. S., Leipzigerstrasse 90.
Mitglied des Rabatt-Spar- Vereins

Geſetz
Preis 25 Bfg.

Führer für den Militär
pfchtigen.
Preis 30 Pfg.

Führer durch das Miet
recht

Preis 40 Pfg.

Führer durch d. preußiſche

Ginlomnenſteuer-Geſeh.

Führer durch das Kranken-

Berſcherrngs Geſetz
Preis 30 Pfg.

a od t vS

en e S

holen für die Mutter beim Kaufmann S 2
am liebsten die

Pflanzgenbutter-
Margarine, Marke

e

S

t r

Sie wissen nämlich, dass man pro Pfund
die regelmässig erscheinende Nummer
des Unterhaltungsblattes vom kleinen
Coco gratis erhält. Cocosa ist ein un-
vergleichliches Butter -Ersatzmittel für

Tafel und Küche.
Bestandteile: Das Fruchtmark der Cocos-

nuss (Cocosin), Milch und Eigelb.
Ueberall erhältlich!

Alileinige Fabrikanten
Jurgens Prinzen, G. m. b. H.

Goch (Khld.)
h

n

egem=m à td Wh. 2 W3 W s J t 11

FüorerdurchdaréewerbeKonsum-Veretnfy Ammendortu Im en
E. G. m. h. E.

Mitglieder- Bewegung 190910.
Führer durch d. Juwaliden-

Verſicherungs Geſetz

Preis 30 Pfg.

Mitgliederbeſtand am 1. Juli 1909 2 e 1197Zugetreten z Laufe des Geſchäſtsjahres e eees es e e e 2 J e e 2222 152 Führer durchd. Bauunfall-

Beſtand am 30. Juni 1910. e e 982 e e Le 1349Ausgeſchieden durch Kündigung J e 9 77 VerſicherungsGeſet.
Ausgeſchieden durch Tod. e e e 2 2 e 2828 L e 7 84 Preis 30 Pfg.
Mithin Mitgliederbeſtand am 1. Juli 1910 e 1265Das Mitglieder Guthaben betrug am 1. Juli 1909 20 838,26 Führer durch das Unſall-

Verſicherungs Geſetz

1700, Preis 25 Pfg.
Verringerte ſich um 6K9Der Geſamtbetrag der Mitglieder Guthaben betrug am 1. Juli 1910

Die Haftſumme der Mitglieder betrng am 1. Juli 1909
Vermehrte ſich im Geſchäftsjahre 1909 10 um

Die Haftſumme der Mitglieder beträgt am 1. Juli 1910 M 31 625,
Der Vorſtand.

Fr. Poesche,. G. Mücke. R. Rofhe-
mwWW-2

29 925, Land u. Forſtwirtſchaft.

Porto je 8 Pfg.
Zu beziehen durch alle Austräger
und dVolks Zuckhardlung,

Neu Geschöäftseröffnung. Neu
Eröftine am Mittwoch den 9. ds.

Liehenduergtr. 162, Ecke Pfänmerhöhe,

eine Fleisch-Verkaufshalle.
Zum Verkauf gelangs: Rind-, Schwelne-, Kalb- und

j Hammelfieisch zu den billigsten Tageapreisen.
Ps wird mein Bestreben sein, meiner werten Kundschaft in

jeder Beziehnng entgegegzukommen. Indem ich um gütigen
Zuspruch bitte, zeichne ich Hochachtungsvoll

M. Winkler,
e früh-r Rutschgasse.

Halle a. S., den 7.
e

Varteiſchriften re eadt Halle a. S. Hars 42/43.

W Für die vielen Beweiſe herzlicher Teilnahme beim
l Heimgange unſeres teuren Entſchlafenen, des Kaufmanns

Robert Raramn,
ſagen wir für die zahlreichen Kranzſpenden und das

R ehbhrenvolle Grabgeleite allen, die daran Anteil nahmen,
hiermit unſeren herzlichſten Dank.

November 1910.

Die trauernden Hinterbliebenen.
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Direktor u. Besitzer: Paul Blthgen.

Bombenerfolgl! Der Scheintote!
und das wirkliche Weltstadt Programm.

Mittwoch Nachm. 4 Vkr Famllien-Vorstellang.
Menseh oder Affe! Tuxin] Moran u. Wiser,

Zum Schrefen komisea Kinder 106, 16, und 25 Pf.

Achtung!

tterkeltd u.
Dienstag den 8

Haut-Bleoiehereme

nene me et
ucherexſtraße 31; Medizinal Droger rage ichnrahe o0Sounn Dreberie, Leipzigerſtraße, Ecke oitkart

Umgegend
S. November abends S Uhrim Reſtaurant „Hohenzollern Bitterfeld:

Oeffentl. W
24

Vortrag unſeres alten Parteiveteranen

Julius Vahltesch aus Nenyork über60ziulimu in Deutſchland und Ameriln.

Alle Genoſſen und Genoſſinnen ſeien beſonders auf dieſe
Alle über 18 Jahre alten Perſonen ſind freundlichſt eingeladen.

Verſammlung aufmerkſam gemacht.

i ge. Se Giereen
Laborotorium n 77

De ots: henzolern und Engel- Apotheke. en w. h 59/60; 0. RallinLeipzigerſtraße 63; en Srogerie, Dernduroerſgese 62
Z kur Drogerie, Ludwig e Gr r e

Achtung!

S

Der Einberufer.

Direktion Geh. Er N. Richards.
Fernruf 1181.

Dienstag den 8. November 1910:
568. Vorſtellung i. Ab. 32. Viertel.

Zum 5. Male
n vollſtändig neuer Einſtudie

und Jnſzenierung nach
Rkter der Wiesbadener

Feſtſpiele

Die Afrikanerin
Große Oper in 5 Akten

von G. Meyerbeer.
Kaſſenöffnung 7 Uhr.

Anf.7/2 Uhr. nde 10 Uhr.
Mittwoch den 9. Navember 1910:
60. Vorſtellung i. Ab. 4. Viertel.
Aeviati Zum 10. Male: Kovllkt!

die geſchledene Frau.

Operette in 3 Akten von Leo Fall.

Den verehrl. Abonnenten des
3. und 4. Viertels zur gefl. Kennt-
nisnahme, daß ſich am Mittwoch v
und Donnerstag ein Umtauſch als
notwendig erweiſt. Am Mittwoch
findet die 60. Vorſtellung (4.Viert.)
ſtatt, am Donnerstag die 59.
(3. Viertel.

ferner Kranvheiten

behandelt naturgemäss
Fr. Luise Albrecht

l nsgehildet von Dr. Tnure Brand
angeht Erfahrung. ßutekriolge

Sprechstunden:
W kfriedenstr. 28 Gr. Urrichstr. St

vorm. 8-10 verm. i
Tel. 2698. bäöchm. 2-5

Tel. 3557.

ſsudtrur vue ſN
M

Dir Gustav Foller.
hüaums- SaisonGaſſplel des Großen

Oberbayrichen

Beuern Theater
Dir. Michael Dengg aun ov.:„Das J. Gehbot.

Volksſtück in 4 Akten (8 Bild.)
von Ludwig Anzen er

Dienstag den 8.VII. Ludwig än.
Zum letzten Male: v

R. u I. e ee.
Sie wirſt ſnreoindend und

antiſeptiſch, ſie entfernt ſomit
nicht bloß die Grund-, ſondernauch die Veranlaſſungé Urſache
w. Hautkrankheiten.“ So ſchreibt
Herr Dr. med. W. über Ekzeme,

Furunkel
Hautjuck. uſw. u. deren Beſeitig.
durch Zucker's Patent-Medizinal-
Seife, à Stck. 50 Pf. (15oig) u.
1.50 (35oig, ſtärkſte Form).
Dazugeöh. Zuckeeb -Creme, 75 Pf.
u. 2 M., ferner ZndeebSeiſe
(mild) 50 Pf. u. 1.50 M. Fn allen
Apoth., Drog. u. Parfüm. erhältl.
Nichts anderes aufreden laſſen.
Es gibt dafür keinen Erſatz!

Pefroleum Giöhichthrenner

„Frakkctus““ 4.75 M

O. F. Ritter,
Leipziger strasse 90.

N. ſchu w. Winterüberzh. bill. z. ver

kaufen. Albrechtſtr. 16, H., II. Et.

Zahnr Praxis
w. G L E Leipzigerstr.

a 43,wette Auszeichnungen Berlin, Paris, Leipzig

Langjähbrig erstklassig renommlert!
Fertigt nur in ſachmännischer, gewissenhafter Ans- v

führung tadellose Gebisse in Gold und Kautschuk.

Zähne 2 M..
Plomben v. 2 Mk. an. Zahnziehen v. l Mk. an.

Schmerzlos schonende Behandlung.
Muskulatur-Gebisse Schnelles, leichtes Gewöhnen

Nu Eigne Erfindung neu
Zähnemit Schutzvorrichtung

ein Herausfallen der Zähne mit den Stiften un-
möglich und äübernehme ich hierfür

jede gewünschte Garantie.

Um meinen Patienten Gelegenheit zu geben, sich
von der Vorzüglichkeit meiner Arbeiten zu
aberreugen zahle ich für jedes Gebiss, welches

seinen Zweck nicht erfüllt, den

Für Fussleſdende
Speziell bei mer Plattfüßen, welche
ſich mit der Länge
entwickeln, ſowie bei Klumpfüßen, kurz-e 2 i 7 Leidenden, desgl. bei

zetrag ungekürzt zurück.
Obiges Angebot schütat das zahnleidende Publikum

vor marktsohreierisehen Anpreisungen andererseits und
eehlieest jodes Risiko aus. lIeh bitte deshalb, von
meiner reellen Offorte den ausgiebigsten Gebrauch zu
machen. Betone ausdräcklich, dass ein gewissenhafter
Fachmann eine Garantle, wie ich sie anbiete, jederzeit
geben Kann

Immer weitere
Fortschritte.

er Zeit unter Schmerzen

welche nach innen oderh en, bei beginnender Steifheit der Fußgelenke bei Er
wachſenen ſowie bei

behandelt durch eigene

Telephon 1996.

dern, werden korrekt in hygieniſcher Weiſenfertigung der Fußbekleidung in der Anſtalt

Krukenbergſtraße 18 Telephon 1986.
(Nähe der Kliniken und Walhallatheater).

Joh. Jajszicelz,
Schuhmachermeiſter, Jnhaber eines Anerkennungs-Diploms.

Die Anſtalt iſt von früh 7 bis abends 7, Sonn und Feiertags
von 1112 zur Beſichtigung geöffnet.

Fachgemäße Broſchüre poſt- und koſtenfreil!

Snickmesser Zyeisekartoffelnz es
ewpfiehblt. zu verkaufenG. F- Ritter, brinzengtrusce 25.

Leiprigerstrasse 90.

Wir bitten, die

S

möglichst bald

—«—TDI
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Mit genauer Anweiſ. 1,20 bei Einſ. von 1,40 A franko
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Springwürmer, auch As
kariden genannt, werden
auch in hartnäckigen Fäl-
len beſeitigt vurch das

mensW urm.

Elebtriche Tascheulampen

mit Garantiebatterie

C. F. Räftter,
Leipzigerstrasse 90.

üarwiaitr vert. ünossenschalisgucderrcterei

zäumfuhren jeder Art beſ bill.
Alb. Ackermann, Mühlberg 10.

Jeden Dienstag
Schlachtefest

r O. Grabaum,e Mangsfelderſtraße Nr. 3.
Morgen u. jeden DienstagSchlachtefe ſt

Joh. Fischer,
Gr. Goſeuſtr. 39.

Dienstag:
Schlachtefeſt.

With. Nagol,Glauchaerſtraße 23.

mm
Standesamtliche Rachrichten

Halle-Süd (Steinweg), 5. Nov.
Gehoren: Maurer Lüttich T.

Ludwigſtr. 3). Arbeiter Walther(Raſſinerieſtraße 33). Schuh

macher Hädicke T. (Töpferplan 9).
Schloſſer Brumby S. (Thüringer
ſtraße 22.

Geſtorben: Arbeiter Fiſcher,
58 J. (Schützenſtraße 4). Poſt
packmeiſter a. D. Hildebrandt,
78 J. (Leipzigerſtr. 65). Stein-
mehmeiſter Schober, 70 J. (Gr.Steinſtr. 56). Reiſenden Varthet
Ehefrau, Martha geborene Fiſcher,
45 J. (S Schloßberg 1). Jnvaliden
Schlotie aus Gutenberg Ehefrau
Auguſte geborene Schmelzer,
68 J. (Bergmannstroſt). Karoline
Wagener, 86 J. Glauchaerſtr. 68).
Verſtorbenen Lalers Kelle Tocht.,
11 Jahre (Kl. Brauhausſtr. 7).Pantoſſelmachers Krauſe S., 2 J
Schmiedſtr. 35). Schaffn. gorſter
fhefrau Eine geb. Kellner aus

Hoyerswerda, 46 J. (Klinik). Korb
m hers Peter Ehefrau Luiſe geb.
Brode aus Cönnern, 41 J. (Klinih).
Bergmann Wendt aus Osmünde,
33 J. (Klinik). Kutſchers Kreide
meier S., 1 J. Beeſenerſtr. 104).Ww. Beyer geb. Schuchardt, 68 J.
(Germarſtr. 6). Arbeit. Naumann
aus Teuchern T., 6 J. (Berg-
mannstroſt).
Halle-Nord (Gr. Brunnenſtr. Za).

4. November.
Aufgeboten: Poſtbote Conrad

u. Berta Sperling (Mühlweg 25nd Eilenburg).

Geboren: Geſ Keller
S. Ludwig Wuchererſtraße 58).
Arbeiter Brockhaus T.
ſtraße 27)Geloriſceaße D.

Oktober.
Aufgeboten: Reallehrer Lips

und Margarete Hagel (Jäger
platz 21 und München).

heſchließungen: Vereidigter
Bücherreviſor Helbig und Ma-
thilde Hildebrandt (Rob. Franz
ſtraße 17 und L. Wuchererſtr. 8).
Arbeiter Voigt und Anna Henze
(Brachwitzerſtr. 7). Schneider
Reuß und Margarete Gehlsdorf
(Göbenſtraße 17). Gefangenen
aufſeher Dunkel u. Frida HartigHalberſtädterſtraße 8 und Trift-Z7 4). Tierarzt Flietner und

Anna Hultzſch Goallingſtedt undReilſtraße 76). Elektrotechniker
Heinemann und Margarete Haack
(Trothgerſtraße 2). Konditor
Böhm und Klara Appenrodt (Ad-
vokatenweg 23). Sattler Am-
berger und Luiſe Wagner (Große
Goſenſtraße 35).

Geſtorben: Arbeiters KamingT., 4 Tage (Böckſtraße 5).

(Reil-
Arbeiter Knorre T.

Für die Inſerate verantwortlich: Rob. JIgner. Druck der Halleſch. Genoſſenſch.Buchdruck. (E. G. m. b. H.) Verleger vorm. Aug. Groß, jetzt A. Jähni g. Sämtl. i. Halle a. S.
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2. Beilage zum Volksblatt.
Nr. 262 Halle a. S., Dienstag den 8. November 1910 21. Jahrg.

Volkswirtſchaftliches.

Lukrative Landwirtſchaft.
Daß vet ſachgemäßer Bewirtſchaftung unter den heutigen

Verhältniſſen ſelbſt verlotterte Betriebe ſchnell zu hoch lukra-
tiven Unternehmen geſtaltet werden können, das finden wir in
dem Amtsblatt für den Kreis Forbach (Nr. 247 vom 26. Ot-
tober) beſtätigt. „Die Stadt St. Avold hatte im Jahre 1909
den Ankauf des Wenheckerhofes beſchloſſen und dabei die Ver
pachtung desſelben ins Auge gefaßt. Bei dem hierauf er
folgenden Verpachtungsverſuchen ſchlugen alle Hoffnungen fehl
und jegliche Mühe in dieſer Hinſicht war vergebens. Trotz der
größten Anſtrengungen gingen nur zwei ernſt zu nehmende
Angebote ein. Es iſt dies auch ohne weiteres ertlärlich, da
allgemein bekannt war, daß der Wenheckerhof ſich in ſchlechtem
Zuſtande befand und als vollſtändig abgewirtſchaftet galt, auf
demſelben konnte ſich in den letzten Jahren kein Pächter halten,
geſchweige denn mit Erfolg behaupten oder irgendwelche
nennenswerten Reſultate erzielen. So war die Stadt ge
zwungen, die zirka 64 Hektar große Ackerwirtſchaft ſelbſt zu
betreiben. Mit welchem Erfolge, darüber berichtet das Bürger
meiſteramt. Danach gelang es, trotz der bekanntlich in dieſem
Jahre ſowohl für die Ausſaat als auch für die Ernte teilweiſe
recht ungünſtigen Witterung folgendes Reſultat zu erzielen:
Ausgaben 9887 M., Einnahmen 14087 M., bleibt ein reiner
Ueberſchuß von 4200 M. oder in Prozenten ausgedrückt eine
Verzinſung des Anlagekapitals von 8,9 Prozent. Wenn ſolche
Ergebniſſe mit einem als vollſtändig abgewirtſchafteten Be
triebe erzielt werden können, wie hoch mag dann erſt die Rente
bei Muſtergütern ſein

Gewerkſchaftliches.
Die Tarifverträge für das Vaungewerbe

werden bekanntlich örtlich abgeſchloſſen, „vorbehaltlich der Ge-
nehmigung des Vorſtandes des deutſchen Arbeitgeberverbandes
ſür das Baugewerbe und der Zentralvorſtände der vertrag-
ſchlichenden Gewerkſchaften“. Jm Monat Oktober nun ſind die
erſten 285 Tarifverträge für 241 Vertragsgebiete von den beiden
IJnſtanzen genehmigt worden. Jn 107 Fällen gelten die Verträge
für Maurer, Zimmerer und Bauhilfsarbeiter gemeinſam, in 76
Fällen nur für Maurer und Zimmerer, in 20 Fällen nur für
Maurer und Bauhilfsarbeiter, in 39 Fällen für Maurer allein,
in 29 Fällen für Zimmerer allein und in 12 Fällen für Bauhilſs-
arbeiter allein. Jn 2 Fällen (Hannover und Nürnberg) ſind be-
ſondere Tarifverträge für Flieſenleger abgeſchloſſen. An dem Ab-
ſchluß der Verträge ſind beteiligt der Zentralverband der Maurer
in 229 Fällen, der Zentralverband der Zimmerer in 194 Fällen,
der Zentralverband der Bauhilfsarbeiter in 132 Fällen und der
Zentralverband der chriſtlichen Bauarbeiter in 57 Fällen.

Streik in der ſächſiſchen Möbelinduftrie.
Seit 10 Wochen ſtehen in den ſächſiſchen Orten Wilsdruff,

Radeberg und Cunersdorf mehrere hundert Tiſchler und
Maſchinenarbeiter der Weißmöbel- Fabriken im Streik. Sie ver-
langen eine mäßige Lohnerhöhung und eine Verkürzung
der Arbeitszeit, die dort noch länger iſt als in den anderen
Orten dieſer Branche. Meiſtens wird in den Fabriken in Akkord
grarbeitet und es kommt nicht ſelten vor, daß verheiratete Arbeiter
mit 15 Mk. und weniger nach Hauſe gehen müſſen. Der Durch-
ſchnittsverdienſt der Tiſchler dürfte kaum 20 Mk. pro Woche be
tragen, während der der Maſchinenarbeiter noch erheblich niedriger
iſt. Als die Arbeiter im Auguſt die Forderungen unterbreiteten,
erfolgte eine ſchroffe Ablehnung durch die Unternehmer, die der
„Zächſiſchen Streikentſchädigungs- Geſellſchaft angeſchloſſen ſind.
Darauf erfolgte dann die einmütige Arbeitseinſtellung von rund
500 beteiligten Arbeitern. Jn den letzten Tagen haben nun mehr-
tägige Verhandlungen auf Veranlaſſung der obengenannten Ge-
ſellſchaft ſtattgefunden, die jedoch ergebnislos verliefen, weil die
Unternehmer nur für eine geringe Anzahl Arbeiter eine kleine
Lohnerhöhung bewilligen wollten, während die übrigen leer aus
gehen ſollten. Die Verhandlungen ſind nun nunmehr vollſtändig
geſcheitert. Eine größere Firma hat die Forderungen der
Arbeiter bewilligt. Die Unternehmer haben nun in ihrer letzten
Verſammlung beſchloſſen, eine „großzügige Arbeitswilligenſuche“
in die Wege zu leiten. Beſonders wollen ſie die Provinzen Poſen
und Schleſien ſelbſt bereiſen und auch Böhmen beſuchen. Außzer-
dem ſollen in den bürgerlichen Blättern in etwa 20 Großſtädten
Inſerate losgelaſſen werden. Bisher haben ſich Streikbrecher
überhaupt nicht eingefunden und wenn die Holzarbeiter auch in
der nächſten Zeit auf dem Poſten ſind, werden auch die „groß-
zügigen Bemühungen“ ergebnislos bleiben. Die Arbeiter rechnen
jetzt damit, daß, nachdem die Verhandlungen geſcheitert ſind, der
Kampf dis zum Frühjahr fortgeführt werden muß und ſie werden
ihn, wenn nötig, auch bis dahin führen.

Dringend wird jedoch erſucht, den Zuzug ſtrengſtens fern-
zuhalten.
Tarifbewegungen im Lithographie- und Steindruckgewerbe.

Die Lithographen und Slkeindrucker in Hamburg, Altona
und Wandsbeck haben den Unternehmern einen Tarif ein-
gereicht, in dem für Lithographen die Sſtündige, für Stein-
drucker die 8, ſtündige Arbeitszeit, für Ueberſtunden 33 Prozent
Lohnzuſchlag, höhere Bezahlung der Feiertagsarbeit und ein
Mindeſtlohn von 24--83 Mk. gefordert wird. Ferner wird eine
Regelung des Lehrlingsweſens verlangt; auf 5 Gehilfen ſoll
künftig nur noch ein Lehrling gehalten werden dürfen. Die
Unternehmer Organiſation hat die Verhandlungen auf Grund
dieſes Tarifes abgelehnt. Die Gehilfen beſchloſſen in einer
ſtark beſuchten Verſammlung, bis zur Erledigung der Sache alle
Ueberſtunden zu verweigern. Die Firma Hartung u. Ko. hat
deshalb ſämtlichen Gehilfen gekündigt. Einige Firmen haben ſich
zu den Forderungen ſympathiſch geänßert und eine Firma hat
bereits bewilligt. Jn einigen Geſchäften beſteht ſchon jetzt für
Steindrucker die 8, 8/2, 89/4ſtündige Arbeitszeit und auch ſonſt
ſind nahezu die übrigen Bedingungen des Tarifes erfüllt.

Jn Lübeck haben die Lithographen und Steindrucker einen
ähnlichen Tarif eingereicht, es haben bereits Verhandlungen ſtatt
gefunden. Eine Firma hat auch hier den Tarif anerkannt; die
weiteren Verhandlungen mit den äbrigen Unternehmern ſollen in
kurzer Zeit ſtattfinden.

Erſolgreiche Lohnkämpfe.

Der Töpferſtreik in Velten hat ſein Ende erreicht. Nach
mehrmaligen ſchwierigen Verhandlungen kam endlich ein Reſultat
zuſtande, mit dem ſich eine am 4. November abgehaltene Ver
ſammlung der Töpfer endgültig einverſtanden erklären konnte. Der
neue Tarif wird bis zum 1. Oktober 1912 vereinbart. Die Arbeits
aufnahme dürfte ſich allerdings nicht in der gewünſchten glatten
Weiſe vollziehen. Es iſt ſehr leicht möglich, daß bei Wieder-
einſtellung der ca. 800 ausſtändig geweſenen Töpfer und Hilfs-
arbeiter mancher Fabrikant mit ungünſtigerem Geſchäftsgang die
bekannten unternehmerlichen Schwierigkeiten macht. Gegen ſolche
etwaigen Verſtöße ſoll in partieller Weiſe vorgegangen werden.
Angeſicht der Geſamtlage erſcheint es daher rätlich, daß vorläufig
von auswärtigen Töpfern und Hilfsarbeitern Velten noch ge
mieden wird.

Die Arbeiter der Rohzuckerfabrik Frieden au (Pfalz) erreichten
eine tarifliche Lohnregelung durch die Organiſation, den Fabrik-
arbeiterverband. Für ca. 300 Beſchäftigte tritt eine Lohnerhöhung
von 12 ein. Darauſhin gab die Firma im Hauptbetrieb
(Raffingde) in Frankenthal folgendes bekannt: „Es erhalten
alle Beſchäftigten im Alter bis zu 16 Jahren 19 Pfg., von 16
bis 21 Jahren 20 Pfg. und über 21 Jahre 30 Pfg. pro Tag
Lohnerhöhung.“ Betroffen werden davon in der Raffinerie ca.
1000 Perſonen.

Aus der Jugenäbewegung.
Arbeiter-Jngend. Die ſoeben erſchienene Nummer 23 hat

unter anderem folgenden Jnhalt: Vom Kampf gegen die frei
Jugendbewegung (Die Auflöſung der Berliner Jugendorgani-
ſation). Der Kampf um das Koalitionsrecht (Schluß). Von
Wilhelm Schröder. Drei Freunde (Schluß). Von H. Thurow.

Vom Schiffbau (mit Jlluſtrationen). Von Richard Woldt.
Ueber die Entſtehung deutſcher Städte. Vom Kriegsſchau-

platz. Aus der Jugendbewegung (Rheinpfalz, Dresden).
Die Gegner an der Arbeit uſw.

Beilage: Jck riet ut. Aus dem Leben eines mecklen
burgiſchen Hütejungen. Von Karl Olonsky. Spiel- und
Unterhaltungsabende im Jugendheim. Von Paul Schiller
Jm Sprecwald (mit Jlluuſtrationen). Pflanzengenoſſen-
ſchaften. Eine Wache bei Kap Horn. Gedichte uſw.

Aus den Nachbarkreiſen.
Mansfelder Beamtenwirtſchaft und der Kampf

gegen das Koalitionsrecht.
Wie in voriger Nummer bereits berichtet, beſchäftigte ſich die

Leipziger StadtverordnetenVerſammlung in ihrer letzten Sitzung
mit den korrupten Zuſtänden in der Beamtenſchaft der Mans-
felder Gewerkſchaft.

Stadtv. Lehmann (Soz.) führte, nach der Leipziger Volks
zeitung, beim Konto II Reſervefonds für die Mansfelder Kuxe
folgendes aus:

„Jn der Erläuterungsſpalte zu dieſem Konto befindet ſich in
lakoniſcher Kürze die Bemerkung: Für 1911 kann auf eine
Ausbeute nicht gerechnet werden. Jm vorigen Jahre
lautete die Bemerkung: Für 1910 kann auf eine Ausbente nicht
gerechnet werden. Da die Stadt Leipzig zu einem Siebentel Be
ſitzerin der Mansfelder Kuxe iſt, halte ich es als Vertreter der
Bürgerſchaft für meine Pflicht, bier einmal die Frage aufzuwerfen,
ob die bisher über den Ruckgang der Erträgniſſe angeführten
Grunde wirklich allein ausſchlaggebend geweſen ſind. Bisher iſt
immer geſagt worden daß die Ertragsſähigkeit einzelner Werkerapid zurückgegangen Jei, daß infolgedeſſen Betriebseinſchränkungen

erfolgen mußten und daß die Kupferpreiſe gefallen ſeien. Jch habe
keine Urſache, an der Richtigkeit dieſer Argumentation zu zweifeln.
Aber ich habe Grund zu der Annahme, daß dieſe Verhaltniſſe nicht
die alleinige Urſache des Rückgangs der Ertragsfähigkeit bilden,
ſondern, daß da noch Vorkommniſſe mitſpielen, die abzuändern die
Möglichkeit vorliegt, da ſie auf reinem Verwaltungsgebret
liegen.Du Nr. 39 der in Bochum am 24. September 1910 erſchienenen

Bergarbeiterzeitung befindet ſich ein Artikel, betitelt: Mansfelder
Veamtenwirtſchaft. Darin heißt es u. a. „Wir wollen einmal
den ahnungsioſen Verwaltungsräten und Kuxenbeſitzern der
Mansfelder Gewertſchaft einen Teil der „Amtsyhandlungen“ ge-
wiſſer Beamten kennen lernen laſſen, damit die Verantwortlichen
ſehen, daß es im Jntereſſe der Mansfelder Gewerkſchaft beſſeres
zu tun gidt, als ſie von den „Bochumern' zu befreien. Ungeſtraft
haben Kameraden öffentlich verſichern können, es ſei vorgekommen,
daß Beamte, deren Söhne beim Militär waren, „dieſen ihren
Sohnen während dieſer Zeit täglich eine Schicht eingeſchrieben
haben! Bezeichnenderweiſe immer bei ſolchen Kameraden, die die
höchſten Löhne verdienten!“ Auf dieſe Art und Weiſe iſt die
Gewerkſchaft ſchon um Hunderttauſensr berrogen woereen.
Steiger Brauer vom Hohenthalſchacht hat ſich „wagenweiſe
Holz, das der Gewerkſchaft gehörte, ins Haus ſchaffen laſſen.
Mehrere Arbeiter haben tagelang im Hauſe Vrauers gearbeitet.
Jhren Lohn erhielten ſie dafür auf dem Schachte, alſo nicht aus der
Hand des Steigers. Ein Arbeiter war darauf dreſſiert, wenn er
dem Steiger Holz zuſchleppte, menſchenleere Wege zu gehen, damit
er nicht geſehen wurde. Warum wohlFur den Fahrſteiger Rohne auf demſelben Schacht mußten
ebenfalls mehrere Arbeiter Brennholz herbeiſchaffen wie ſie ver-
ſichern, haben ſie auch noch gute Schwellen zertleinern müſſen.
Auch andere Privatarbeiten, z. B. Heranſchaſfung von Tannen-
grün, Kartoffelausmachen, hatten die betreffenden Arbeiter fur
Rohne zu leiſten. Jhren Lohn empfingen ſie für dieſe Zeit aus
der großen Gewerkſchaftskaſſe.

Der Steiger Krone von demſelben Schacht ſchrieb „in einer
Reihe von Fällen Leuten Schichten an, die ſie nicht verfuhren.

Der Fahrſteiger Nöhricke von demſelben Schacht ließ ſich
ſeine Feldarbeiten von Bergleuten verrichten, die dafür auf dem
Schachte Schichten angeſchrieben erhielten. Dasſelbe tat der Fahr
ſteiger Wichmann von demſelben Schacht. Derſelbe Beamte
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ließ ſich von gewerkſchaftlichen Arbeitern Holz beſchaffen und
Möbel anfertigen. Jhren Lohn bekamen die Leute aus der Ge
werkſchaftskaſſe. Desgleichen ließ ſich der Fahrſteiger Zimmer-
mann von demſelben Schacht „wagenweiſe“ Holz heranſchaſfen,
an ſeiner Wohnung zerkleinern und aus der Gewerkſchaftstaſſe
erhielten die Arbeiter ihren Lohn. Ferner ließ ſich der Fahr-
ſteiger Mölznex vom gleichen Schacht von gewerkſchaftlichen
Arbeitern privat Wirtſchftsgegenſtände anfertigen, wofür die Leute
ihren Lohn aus der Gewerkſchaftskaſſe bezogen. Als der Fahr
ſteiger Müller vom ſelben Schacht ein Haus bante, war ein

ewerkſchaftlicher Tiſchler zirka vier Wochen lang dabei beſchäftigt.Er bekam ſeinen Lohn aus der Gewertſchaftskaſſe. Der Fahr

ſteiger Bechtel vom Niewandſchacht ließ ſich jährlich von einem
Becgmann, der gelernter Schlachter iſt, ein Schwein, manchmal
zwei Schweine ſchlachten. Als Lohn bekam der Arbeiter dafür
wei Schichten „angeſchnitzt'. Auch für den Steiger Götte vomſahen Schacht ſchlachtete der Bergmann, zerſchnitt auch tagelang

Brennholz und bekam dafür auf dem Schacht Schichten ange
ſchrieben. Auch arbeiteten mehrere Leute für Götte, als er eine
andere Wohnung bezog, tagelang, woſür ebenfalls auf dem
Schachte bezahlt worden iſt.

Der Fahrſteiger Knaut, Helbra, ließ ſich in der gewerk-
ſchaftlichen Schreinerei eine Anzahl Küchengeräte anfertigen, ohne
daß irgend etwas von einer Bezahlung für dieſe Privataufträge
bekannt geworden wäre. Ferner iſt es älteren Bergleuten auf-
gefallen, daß VBeamtenſöhne, obgleich ſie erſt 18 bis 20 Jahre alt
waren, daher nur den üblichen Alterslohn von 2,25 Wek. erhalten
ſollten, doch Monatslöhne von 150--160 Mk. erhauen haben, wie
ſie ſelber vorwieſen! Jn Frage kommen hier z. B. die Söhne der
Beamten Möhricke und Zimmermann.

Wir denken, für heute iſt das genug. Die Verwaltung der
Mansfelder Gewerkſchaft hat jetzt Gelegenheit, gründlich zu unter
ſuchen, wer die Jntereſſen der Gewerkſchaft ſchädigt. Wir können
den Herren noch viel mehr aufdecken!

Als vor zwei Jahren im Saargebiet ähnliche Vorwürfe gegen
gewiſſe Beamte erhoben wurden, da hat die königliche Bergwerks-
direktion den Vertrauensmann der Arbeiter, der die Mißwirtſchaft
behauptet hatte, zur Aufdeckung der Mißſtände herangezogen. Dies
Verfahren empfehlen wir auch dringend der Berwaltung der
Mansfelder Gewerkſchaft. Sie wird dann erfahren, daß die ver-
leumdeten „Bochumer“ ehrlich beſtrebt ſind, der Wahrheit und
Gerechtigkeit zum Siege zu verhelfen.“

Faſt die gleichen Behauptungen wurden in einem in Tauſenden
verbreiteten Flugblatte aufgeſtellt.

Man braucht nicht Kaufmann und Kommerzienrat zu ſein, um
zu begreifen, daß unter ſolchen Verhältniſſen die Erträgniſſe der
Werke zurückgehen müſſen. Soviel bekannt geworden iſt, iſt bis
zur Stunde noch nicht der Verſuch gemacht worden, dieſe An
ſchuldigungen klarzuſtellen.

Wenn wir ſehen, daß auf der einen Seite die Verwaltung ein,
oder auch beide Augen zudrückt, dann muß auf der andern Seite
leider geſagt werden, daß die Verwaltung mit Argus-
augen darüber wacht, daß die Arbeiter vom Koa-
litionsrecht keinen Gebrauch machen können. Zu An-
fang dieſes Jahres hat ſich der Reichstag mit der Sache beſchäftigt,
und alle Parteien erklärten, daß das Vorgehen der Mangsfelder
Gewerkſchaft zu verurteilen ſei. So ſagt der nationalliberale Berg-
rat Vogel: „Den Arbeitern iſt das Koalitionsrecht geſetzlich ein
geräumt worden anderſeits iſt freilich kein Arbeitgeber verpflichtet,
ALbeiter, die ihm mißfallen, zu beſchäftigen. Sollte aber eine
Gewerkſchaft von der Bedeutung der Mansfeldiſchen ſich auf den
Standpunkt ſtellen, grundſätzlich keine organiſierten Arbeiter zu
dulden, ſo würde ſie wohl niemals die Billigung des Reichstags,
insbeſondere auch nicht die Billigung meiner politiſchen Freunde
finden. (Sehr richtig! bei den Nationalliberalen.)“ (Der Vorſteher
unterbricht den Redner und erſucht ihn, ſich nur mit den finan-
ziellen Verhältniſſen zu beſchäftigen.)

Lehmann ſfortfahrend): Jn dem Verwaltungsbericht 1909 wird
auf Seite 24 und 25 auf den Ausſtand der Arbeiter Bezug genommen und geſagt, daß mittlerweile wieder geordnete Verhaltniſſe

eingetreten ſeien. Das iſt nicht der Fall. Der Kampf der
Mansfelder Gewerkſchaft gegen das Koalitionsrecht der Ar-
beiter iſt permanent. Jm letzten Vierteljahr ſind wieder 400
Arbeiter entlaſſen worden, weil ſie von dem geſetzkich gewähr-
leiſteren Koalitionsrecht Gebrauch gemacht haben. Der Leipziger
Overbürgermeiſter iſt Vorſitzender des Aufſichtsrats der Gewerk-
ſchaft. Er wird niemand in der Welt glauben machen können,
daß die Stadt Leipzig nicht in der Lage wäre, geordnete Verhält
niſſe zu ſchaffen, wenn der Wille dazu vorhanden wäre. Die
Stadt Leipzig hat die Pflicht, durch den Oberbürgermeiſter auf
Abänderung der Verhättniſſe zu dringen. Das ſind wir der
Bürgerſchaft und dem Unſehen der Stadt ſchuldig.

S e

Der „beleidigte“ Amtsvorſteher.
Jm Anguſt d. J. fand in Großwudicke eine Verſammlung

unter freiem Himmel ſtatt, in der Genoſſe Haupt Magdeburg
referierte. Vor Beginn der Verſammlung erfuhr er, daß der
Gutsbeſitzer und Amtsvorſteher Krick ſeinen Arbeitern den Beſuch
der Verſammlung verboten habe. Haupt kritiſierte das in ſeiner
Rede als Terrorismus ſchlimmſter Art. Hierbei ſollte er auch
den Anmtsvorſteher gröblich velerdigt haben. So behaupteren
wenigſtens die Notizen eines Gendarmen. Die Verhandlung vor
dem Schöſfengericht fand in Jerichyw ſtatt. Haupt gab die
Wendung von dem Terrorismus zu, bveſtritt aber im übrigen die
ihm zur Laſt gelegten Aeußerungen. Der Gendarm hatte dieſe
Worte nicht im Zuſammenhang notiert. vehauptete aber als Jeuge,
day ſie ſich auf den Amtsvorſteher bezogen hätten. Eine Anzahl
Zeugen wußte nichts mehr. Der Amtsvorſteher beſtrit, ein Ver
bot des Veſuchs der Verſammlung erlaſſen zu haben, er habe nur
den Gemeindediener beauftragt, ihm mitzuteilen, wer an der Ver-
ſammlung teilnehme. Ob er ſeinem Setyretär geſagt habe, wer in
die Verſammlung gehe, werde entlaſſen, behauptete er nicht mehr
zu wiſſen. Schließlich gab der Amtsvorjteher zu, ſeinen Leuten
geſagt zu haben, wer den Konſumverein heitrete, werde entlaſſen.
Der Amtsanwalt beantragte zwei Monate Gefängnis, das Gericht
erkannte auf eine Geldſtrafe von 590 Mk. wegen formaler Ve-
leidigung.

Die Ehre eines preußiſchen Amtsvorſtehers oder Landrats wird
unter allen Umſtänden berührt, wenn ſeine Amtshandlungen, und
mögen ſie noch ſo ſehr 'mit den Geſetzen oder mit den guten
Sitten in Widerſpruch ſtehen, abfällig kritiſiert werden. Deshalb
braucht auch die Höhe der von einem preußiſchen Gerichte aus-
geworfenen Strafe nicht weiter zu verwundern.

G. Schaul. e, Gr. Märkerstrasse 26.
Werlastättem fär reelle, sauber gearbeſtete Möbel, Sofas und Matratzen 2u billigsten Preisen.

M Lager in ganzen Hause S



Schkeudttz.
Zunächſt nahm man in übliche
reviſionsprotokoll.
u dem Preis von 100 Mk. an die Gemeinde Oſendorf nahm man

Oeffentliche Stadtverordnetenſitzung.
Weiſe Kenntnis vom Kaſſen

Von dem Verkauf des alten Feuerwehrturmes

t und erklärte ſich damit einverſtanden. Ferner beſchloß
dem Obſtbau-Verein 20 Mk., dem Kaninchenzüchter-Verein10 k. und dem Geflügelzüchter- Verein 20 Mk. als Preiſe an-

läßlich ihrer Ausſtellungen zu überweiſen. Die Mehrkoſten des
Kinderfeſtes in Höhe von 60,25 Mk. ſollen aus dem Fonds für
Vereins- und Volkskinderfeſte entnommen werden. Nunmehr kam
der heitere Teil. Es ſollten drei Kommiſſionen gewählt werden.Da unſere Genoſſen ebenfalls Einblick in die verſchiedenen Reſſorts
wollen, ſo wurde unſer Genoſſe Sämiſch in die Kommiſſion zumorſchiag gebracht. Aber ſiehe da. Die Genoſſen Müller und
Schultze wählte man in die Kommiſſionen, den Genoſſen Sämiſch
hingegen wählte man nicht. Was iſt der Grund, daß Genoſſe
Sämiſch zurzeit keiner Kommiſ ſion angehört? ünſer Genoſſe wird
von den edlen Herren, welche ſich zum Teil freiſinnig nennen, als
gerichErſtetta der Arbeiterblätter angeſehen, und weil die Herren
die Oeffentlichkeit ſcheuen und die Kriktik nicht vert tragen können,
wähſt man unſern Genoſſen in keine Kommiſſiön. Dieſe Herren
bedenken aber nicht, daß ſie mit ihrer Taktik der Lächerlichkeit
anheimfallen. Dies zeigte ſich noch in derſelben Sitzung. Stadt-
verordneter Frohne, welcher, nebenbei demerkt, unſerm Genoſſen
ſeine Stimme gab, wehrte ſich dagegen, daß man ihn in zweiKommiſſionen wählte. Dies fand Herr W Schaefer, welcher am
Anfang des Jahres bat, ihn nicht in ſo viel Kommiſſionen zu
wählen, eigentümlich und meinte, Herr Frohne übe ſich wohl inVorſchlägen, will aber ſelber nicht viel machen. Dies erklärte
Herr Frohne mit Recht als eine Unwahrheit. Auf Anregung
unſerer Gen oſſen iſt nun die Errichtung einer Badeanſtalt in ein
neues Stadium gerückt. Eine eingeſetzte Kommiſſion teilte mit,
daß ein Jngenieur Vöſe ſich ange boten habe, eine Badeanſtalt in
modernem Stile zu errichten, wenn die Stadt ihm keine Konkurrenz
mache. Unſere Genoſſen traten einmntig z dafür ein, die Bade-
anſtalt in eigene Regie zu über nehmen. Es wurde ſchließlich
beſchloſſen, den Herrn Böſe zu erſuchen, einen geeigneten Proſpekt
vorzulegen, wo die Preiſe der Bäder mit angegeben ſind. Nach
dieſem Proſpekt wird es ſich richten, ob die Stadt von einer Er-
richtung zugunſten d s Herrn Vöſe abſieht. Eine lange und zum
Teil ſehr erregte Debatte ſetzte bei dem Punkte Abrechnung vomBau des Feuerwel hrdepots ein. Der Referent führte aus, daß man

den Akten einen Koſtenüberſchle g von 28250 Mk., welcher ſich
durch eine Aenderung auf 26650 Mk. erniedrigte, beilegte. Späterhabe dann dem Kollegium ein Vro ſpekt in Höhe von über 33 000 Mk.
vorgelegen, welches ſich aber auf 39,605 Mt. und 7 Pf. erhöht habe.
Der Referent kritiſiert dieſe rieſige üÜeberſchreitung und lieſt
folgenden Reviſionsvermerk vor: „Wenn die Vorlage genügend
durchgearbeitet worden wäre, hätte eine derartige Ueverſchreiti ung
nicht ſtattfinden können.“ Herr Kirſch übte ebenfalls ſcharfe Kritik
an den Ueberſchreitungen. Genoſſe Sämiſch, welcher ſich der Kritik
anſchloß, erklärte, es ſcheine als ob man den Stadtverordneten eine
niedrig gehaltene Vorlage gemacht hätte, um deren Zuſtimmung
zu erzielen. Die letzten Worte brachten den Bürgermeiſter auf die
Beine, welcher den ſchärfſten Proteſt des Magiſtrats dagegen ein-
legte. Er meinte, nicht ein Wort des Dankes wäre geſprochen
worden. Herr Kirſch konnte nicht begreifen, wie ſich der Herr
Bürgermeiſter ſo entrüſten könnte. Genoſſe Sämiſch erklärte dem
Bürgermeiſter, daß er ſeine Entrüſtung genau ſo entgegen neh: ne,
wie der Bürgermeiſter die r der Einwohnerſchaft bis her
entgegen genomme n habe. Jm übri en würden die Stadtverordneten
überhaupt recht ſtiefmütterlich behandelt, es wäre an der Zeit, daßdie Stadtverordneten derartige üeberſchreitungen überhaupt ab-

lehnen müßten. Gegen unſere e t mmen genehmigte man ſchließlich
die Abrechnung. Das Waſſerwerk hat eine Geſamtausgabe von269029 k. und ein Pfg. Jn der geſchloſſenen Sitzung wurde
Herr Nietzſch mann wieder und a Kirſch neu zum Magiſtrats-

L

aſſeſſor gerdählt. Der Steuer her Kerr Böſe wurde miteinem Anfangsgehalt von 1950 W i auf 6 Monate Probe angeſtellt.

Bitterfeld. Stadtverordneten- Sitzung. Eine Land-
verpachtung wurde genehmigt. Die Aenderung des Statuts für
die Waſſerſteu er rief eine längere Debatte hervor, die das Er
gebnis hatte, daß der S 5 wie folgt geändert wurde: Jn einem
von mehreren d bewohnten Hauſe wird die Waſſerſtenerals auf dem Grundſti thend angeſehen und von dem Hauswirt
erhoben. Genoſſe Men meinte, daß 5 richtiger wäre, Mieternmit ſtarkem Woſſerverdraug ch (z. B. Fleiſchereien, Gaſtwirtſchaften,

wWaſſermeſſer zu liefern. Die Abſtim mung ergab die Annahme
der Magiſtratsvorlage und zwar mit 18 gegen 3 Stimmen. Dernächſte Punkt betraf die Aenderung der Schankkonzeſſionsſterter.

Die Steuer ſoll in Zukunft nicht mehr geſtundet, ſondern bereits
bei Aushändigung der Urkunde gezahlt werden. Wegen ver
ſchie a Härten der beſ tehenden Ordnung ſoll dieſe einer Reviſionunterzogen werden. Die Gewährung einer Beihilfe von 200 Mk.
zur Herens zabe eines neuen Adreßbuchs wurde nach kurzer Debatte

beſchloſſen. Genoſſe Bock trat dafür ein, der Druckerei Meißner
300 Pet. zu bewilligen, während der P agiſtrat 105 Mk. vorgeſchlagen

hatte. Jn der Grevpiner Straße kommt eine Laterne zur Auf-
ſtellung. Die Einführung von Haushaltungsunterricht an der
Mädchenvolksſchule ſowie Errichtung eines haus wirtſchaftlichen

Koch-) Fortbildungskurſus zum 1. April 1911 ſtand ſodann zur
Beratung. Schuldeputation und Magiſtrat haben ſich damit ein-
verſtanden erklärt. Von allen Rednern wurde die Vorlage mit
Freuden begrüßt und beſchloſſen, wegen Ausſchreibung der Stelle
einer Lehrerin dieſe ſofort zu bewilligen, ſonſt aber die Vorlage
an eine Kommiſſion zu möglichſt ſchneller Erledigung zurückzugehen.
Den Prüfungsberichten einiger Haſt en wurde zugeſtimmt und den
Rechnungslegern Entlaſtung erteil Jn geſchloſſener Sitzungwurde über die Penſionierung eines e Beamten beraten.

Quetz. Dynamit und verbreſcheriſcher Unfug. Jn
der Nacht zum 19. September wurden in den Quetzer Stein-vbrüchen aus der Dyngmitkammer neun Dynamitpatronen, aus der

Frühſtückskammer Viktualien und 26 Flaſchen Bier, aus der
Arbeitstammer eine Rolle Zündſchnur nebſt Meiſern und anderen
Geräten geſtohlen. Die Türen ſämtlicher drei Vuden waren
erbrochen. Auf dem Wege von Beyersdorf na h Ramſin entdeckteam anderen Tage ein Geſchi irrführer in einer Fahrtrinne mehrere
Dyuamitpatronen, die in Zwiſchenräumen einzeln in das Wagen-
eleis gelegt waren, offer var in verbrecheriſcher Abſicht. Ein

Fuhrwerk war auch bereits über den gefährlichen Exvploſivſtoff
hinweggefahren, aber zum Glück waren die Radränder infolge desWagneriſchen Wetter jo dick mit Schmutz übherzogen, daß ihr

Druck auf die Patronen, die durch Regen nichts von ihrer Entzündbarkeit verlieren, zucht ſtark genug war. Andernfalls würde

der Wagen ſanit Jnſaſten in die Luft geſprengt worden ſein. Als
der frevelhafte Died wutde der ſchon mehrfach vorbeſtrafte 39jährige

Gelegenheitsarbeiter Anton Machowiak ermittelt. Er trug
in einem Sacke den eberren der geſtohlenen Sachen bei ſich.
Er behauptete aber, Sack von einem Kameraden in Ver-
wahrung erhalten zu haben auch will er „um keinen Preis“ die
Patronen in die Fahrtrinne gelegt haben. Es wurde gegen ihn
nur Anklage wegen des Einbruchdiebſtahls, nicht auch wegen des
verbrecheriſchen Anſchlags erhoben. Die Halleſche Straffammer
verurteilte ihn zu einem Jahre Gefängnis und drei Jahren
Ehrverluſt.

Wittenberg. Heinrich Dove wieder aufgeſtellt.
Auf der Generalverſammlung des Liberalen Vereins für den
Wahlkreis Wittenberg- Schweinis wurde der bisherige Abgeord-
nete Handelskammerſyndikus Dove wieder als Kandidat für
die kommende Reichstagswahl a. geſtellt. Jn einer demnächſt
hier ſtattfindenden Verſammlung will der Fortſchrittsmann
„ſein Parteiprogramm“ entwickeln. Der Parteiſekretär
Schwilgin aus Halle hielt, wie aus einem Bericht des Tage
blattes hervorgeht, eine ziemlich radikal ſchillernde Rede und
verkündete daß die liberale Partei eine Regierungspartei ſei,
eine Volkspartei; ſie gleiche dem ſtarken Damm
gegen die rote Flut. Schließlich aber (er mochte wäh-
rend ſeines Referates ein ahnungsvolles Rauſchen der roren
Flut vernommen haben) erklärte er, im Falle einer
Stichwahl zwiſchen Konſervativen und Sozial-
demokraten ſollten die Freiſinnigen ihre
Stimmedem Sozialdemokraten geben. Jm Land-
ratsorgan, dem ſtockkonſervativen Wittenberger Tageblatt, wird
ob dieſer nichtsſagenden Aeußerung ein Heidenlärm vollführt
und das rote Geſpenſt in erſchrecklicher Geſtalt an die Wand
gemalt. Eine „geſchätzte Seite“ verzapft dort folgenden Un-
ſinn:

„Wen die Götter verderben wollen, den ſchlagen ſie mit
Blindheit.“ Aber jener Satz bedeutet noch mehr. Nicht nur
eine Bankerotterklärung des Liberalismus, ſondern zugleich
auch einen Verrat des Bürgertums an ſeine ſchlimmſten Feinde.
Eben des Bürgertums, das doch der Liberalismus beſonders zu
vertreten vorgibt. Wird doch dieſes Bürgertum vor allem die
Zeche zu bezahlen haben, wenn die Sozialdemokratie zur Herr
ſchaft gelangt. Das lehrt nicht nur das ſozialdemokratiſche
Programm, das die Vernichtung des ſelbſtändigen Mittel-
ſtandes auf ſeine Fahne geſchrieben hat, ſondern auch das
praktiſche Verhalten der ſozialdemokratiſchen Partei im Reichs-
tag und Landtag und der Wahlterrorismus, den die Ge-
noſſen da, wo ſie in der Mehrzahl ſind, wie z. B. in beſtimmten
Berliner Wahlkreiſen, gegen die bürgerlichen Wähler und be-
ſonders die ſelbſtändigen, aber auf ihre Kundſchaft ange
wieſenen Geſchäftslente ausüben. Welche Gefahr von ſeiten
der roten Flut der bürgerlichen Geſellſchaft droht, das hat jetzt
ſogar das republikaniſche Frankreich erkannt. Wann wird dies
Licht auch unſeren Ljheralen aufgehen? Hoffentlich nicht erſt,
wenn es zu ſpät iſt. Und jeder Satz bedeutet endlich einen Ver-
rat des geſamten deutſchen Volkes und ſeiner höchſten
kulturellen Güter.“

Die „rote und die ſchwarze Jnternationale“, die „Vernichtung
des ſelbſtändigen Mittelſtandes“ uſw. müſſen alſo herhalten,
um den Fortſchrittlern das Verwerfliche ihres Tuns vor Augen
zu führen. Der Artikel zeigt, welch gräßliche Furcht man vor
der Sozialdemokratie hat, die ſchließlich das Mandat erobern
könnte, wenn wenn die Freiſinnigen ihr Wort halten wür-
den. Wir wiſſen, daß dies nicht der Fall ſein wird und die
freiſinnigen Wähler im kritiſchen Moment die Gefolgſchaft ver-
weigern werden. Wir haben Beweiſel! Und deshalb kann
dieſer Streit der feindlichen Brüder uns höchſt gleichgültig ſein.

Nur der eigenen Kraft vertrauend wird die
Sozialdemokratie auch dieſes Kreiſes vor-
wärts ſchreiten, dem Ziel entgegenl! Wenn man
bedenkt, daß bei der letzten Wahl auf den Freiſinnigen 5764,
auf den Konſervativen 9219 Stimmen entfielen, und daß der
ſozialden iokratiſche Kandidat, der 4598 aufbrachte, mit ziemlicher
Sicherheit in die Stichwahl kommen dürfte, ſo iſt das Toben
des Junkerblattes über e radikalen Töne des neuen Halleſchen
Parteiſekretärs zu verſtehen. Bemerkenswert iſt übrigens auch
noch, daß es doch noch Liberale gibt, die den Mut haben, in
öffentlicher Verſammkung ſich gegen die übermächtige Junker-
ſchaft zu wenden. Was für jeden Freiheitskämpfer als eine
Selbſtverſtändlichkeit gilt, muß bei einem Fortſchrittsmann
ſchon als eine rühmliche Ausnahme bezeichnet werden.

Wittenberg. Parteiverſammlung iſt heute, Diens-
tag, 8. November, abends 229 Uhr, bei Freudenberg, Kur-
fürſtenſtraße. Ein Frauenvortrag ſoll ſtattfinden auch
ſoll ein Jugendausſchuß gebildet werden, ſo daß eine
anregende Verſammlung zu erwarten iſt.

Wittenberg. Stadtverordnetenſitzung. Jn welcherWeiſe ſich das hieſige ſtädtiſche Krankenhaus ent-
wickelt, beweiſen die fortgeſetzten Nachbewilligungen, die auch
für die Zukunft nicht ausbleiben werden. Aber trotz alledem
wird man in dem alten Bau kein modernen Anforderungen
entſprechendes Krankenhaus errichten können, da ſchon das
Fehlen eines Gartens dies von vornherein ausſchlieht. Bei
allem ehrlichen Beſtreben der jetzigen Leitung wird darum die
Forderung eines neuen ſtädtiſchen Krankenhauſes ſich immer
mehr in den inlkereſſierten Kreiſen durchſetzen, was auch bei
den letzten großen Debatten über das PaulGerhardtKranken
haus von einigen Stadtverordneten klar erkannt wurde. Für
jetzt liegt vor die Bewilligung von 546 Mark für Aushilfe in
der Küche und bei den Nachtwachen, die debattelos erledigt
wird. Das Schulweſen, welches den Etat in hohem
Maße belaſtet, erfordert wieder mehrere Ausgaben. Für die
Ausſtattung einer Parallelklaſſe in der neuen Mädchenſchule
werden zunächſt 650 Mark zur Verfügung geſtellt. Zur Ver
tretung des kranken Lehrers Heiland J wird eine Lehrerin
angeſtellt mit 960 Mark und 360 Mark Wohnungsgeldzuſchuß.Sodann wird über die Einrichtung einer neuen Klaſſe an der
neuen Mädchenſchule debattiert. Die Klaſſen 35 werden nach
dem Bericht des Rektors Trebus Oſtern 1911 erfüllt ſein, ſodaß den Stadtverordneten nichts weiter übrig bleibt, als die
zur Errichtung der neuen Klaſſe notwendigen Koſten im Be-
trage von 2600 Mark zu bewilligen. Ebenfalls bewilligt wer
den 500 Mark, welche für die Einrichtung zweier Klaſſen in
der alten Elftervorſtadtſchule gebraucht werden. Für die
Dobiener Kirche iſt wieder ein Patronatsbeitrag, diesmal
110 Mark n leiſten für ſtattgefundene Reparaturen. Stadt-
verordneter Wollſchläger wünſcht berechtigterweiſe dieſe Bei-
träge abgelöſt zu ſehen. Die Bedingung zur Abgabe elek-
triſchen Stromes werden unweſentlich geändert, ſowie der Ver-
pachtung ſtädtiſchen Ackers auf Antrag der Kommiſſion zuge-
ſtimmt. Zur Stärkung des lutheriſchen Glaubens hält an-läßlich Luther Geburtstag der Evangeliſche Bund eine große
Straf ßendemonſtration in Geſtalt eines Fackelzuges mit Muſik
für unbedingt notwendig. Sämtliche Schüler der Stadt wer-
den hierzu aufgeboten, und die Stadt wird eine erbetene Bei-
hilfe von 50 Mark leiſten. So weit, ſo gut! Wir hätten auchgegen die Bewilligung der 50 Mark nicht allzuviel ein zuwen-
den. e man aber einmal den Religionsfanatikern einen
Fackelzug mit Muſik (der doch unter mſtänden verkehrs-hindernd wirken kann), warum verbietet man mit
tiefſinnigen langen Begründungen die Um-

ſände!

üge der Arbeiterſchaft, die doch dasſelbe Recht aie Straße beſitzt. wie der Evangeliſche Bund und ſeine An-
hängerſchaft? Will man mit Poſaunenſtößen das gleiche Rest
über den Haufen blaſen und den Arbeitern im hellen Lichte
der Fackeln zeigen, daß ſie minderen Rechtes ſind?

Herzberg. Merkwürdiges Motiv zum Selbmord. er im 16. Lebensjahre ſtehende Sohn eines 3 d
wirts in Fermerswalde erhängte ſich am Montag auf de
elterlichen Heideplan, weil ihm von ſeinem Vater eine Unbe
deutende Züchtigung zuteil geworden war. Am Vor u war
er noch mit auf der Jagd geweſen. Die Leiche wurde am
Dienstag gefunden.

Ermsleben. h vom Mäuſekrieg. Auch er,
heiternde Vorfälle im Mäuſekrieg ſind, ſo wird einem Blatt
vor hier berichtet, zu verzeichnen. Ein Landwirt W. hatte einen
großen Poſten fthafer“ von einer auswärtigen Firmabkhogen. Bei dem Verkauf waren die „unübertrefflichen“ Wi ir-

kungen des Gifthafers beſonders erwähnt worden. Nun wudas Gift ausgelegt keine tote Maus war zu finden. Darauf
wurden ein paar Mäuſe lebendig eingefangen, eingeſperrt urd,
um die Wirkung zu beobachten, mit dem „unübertrefflichen
Tutale heimtuckiſch bewirtet. Die Mäuſe verzehrten den
Gifthafer und blieben ſo geſund, daß erſt der ſchneller wirkende
Waſſertod ihrer Gifthafermaſtkur ein Ende machte.

Gerbſtedt. Die Proletariermutter und ihrKind. Eine auf dem hieſigen Gute beſchäftigte polniſche
Arbeiterin hatte in der Kaſerne ihr neugeborenes Kind bei
einem polniſchen Arbeiter ins Bett gelegt und ſich dann hein-
lich entfernt. Sie wurde jedoch noch ermittelt und vorläufig
verhaftet. Das Eisleber Tageblatt fügte dieſer Meldung hin
zu, daß, ſobald ſich nähere Aufklärung über die Kindes
ſetzung ergeben hat. die unnatürliche Mutter ſofort nach idrer
Heimat transportiert werden würde. Das einzige Rettur
mittel. Hinaus über die Landesgrenze mit der unnatürlichenMutter, ſchreit man einfach, nachdem man die Proletarietin
den ganzen Sommer hindurch ausgebeutet hat. Herrliche Zu-

Sangerhauſen. Byzantiniſches. Die Sangerhäuſer Zeitungbrachte in ihrer Sonnabendnummer eine Notiz, die ihren Weg
nun durch die geſamte Provinzpreſſe nimmt. Folgende wetlt-
erſchütternde Begebenheit ſchien dem Käsblättle wichtig genug, um
dem braven, königstreuen Spießer vermeldet zu werdenElternglück. Auf der Weltreiſe unſeres Thronfolgers be-
findet ſich im Gefolge des Kronprinzen auch der Hofſtaatsſekretür
Sommer, ein Sohn unſeres allſeits bekannten Eisbahnpächters
Sommer, genannt Petri von hier. Die alten Leute können mitheſonderem Stolze auf den erfolgreichen Lebensweg ihres Sol nes

zurückblicken, der als junger Menſch in die Unteroſfiziervorſchu
eintrat und nach 9jähriger Dienſtzeit in der Front im kronpri nz-
lichen Hofſtaate Anſtellung fand, wo er ſich bald durch Fleiß und
Tüchtigkeit zu der heutigen Stellung emporarbeitete. Möge dem

hoffnungsvollen Sohn nach 7 monatiger Reiſe in fernen Welten
eine glückliche Heimkehr und ein freudiges Wiederſehen mit ſeinen
Eltern beſchieden ſein.

Wirklich rührend. Dem überglücklichen Hofſtaatsſekretär-Vaker
wird wegen der patriotiſchen Glückſeligkeit, in die er geraten iſ,
hoffentlich nicht das Eis unter den Kratzfüßen ſchmilzen. Heinrich
Heine hatte den deutſchen Durchſchi rittsſpießer ſchon richtig en-
geſchätzt, wenn er von ihm ſagte, daß ihm zu ſeiner Hundenalur
nur noch der Schwanz zum Wedeln fehle. Und die Tatſache, daßein ſulbalterner Hofſchreiber ſeine Naſe überall, vielleicht auch in
den kronprinzlichen Nachttopf ſtecken darf, nennt das Blättle
Elternglück!
„Nordhauſen. Ein 175er verhaftet. Der Mechaniker
Hermann Ockert vor hier, der ſchon längere Zeit im Verdachteſtand, ſich an ſeinen Lehrlingen ſittlich vergangen zu haben,
wurde auf Veranlaſſung der Staatsanwaltſchaft verhaftet.
Die Verbrechen ſollen ganz häßlicher Art ſein.

Magdeburg. Eine Beſchränkung der Preßfreiheiſtellt ein rei dar, das vom Schöffengericht gefällt wurde. n u
Schloſſer hatte Widerſpruch gegen einen Strafbefehl von 6 M. e
n den er erhalten hatte, weil er u polizeiliche Erlaubn

Vor Gericht ertiärte

geltlich ſern dern en al 9 eine ſie ine Entſchädigm i er
halten habe. Das Gericht beſtätigte den Stra befehl unter der
Begründung, daß es gar nicht darauf ankomme, ob der Angeklagtedie Flugblätter unentgeltlich oder gegen Entgelt verbreitet habe.

Nach der Auffaſſung des Gerichtes müßte alſo in jedem Falle
einer Flugblattverbreitung erſt die polizeiliche Genehmigung ein
geholt werden. Das Urteil ſteht aber auch im Widerſpruch mmeinem Urteil des Kammergerichts vom 18. April 1901, wonach
eine entgeltliche, jedoch nicht gewerbsmäßige öffentliche Verbreitung von Druckſchriften wohl auf Grund des Prepßgeſetzes 5 ver

boten werden kann, aber eine vorherige Erlaubnis der Polizei
behörde nicht erforderlich iſt.

Sprechſtunde der Redaktion von va12 bis 21 nhr.

KLKuſttung.
Jür Parteizwecke: 7. tritt 000. 4. Diſtrikt 4,26; vonO. B. durch A. Saar 1, Mk. Reiwand.

Viele K Kranke

verdanken ihre Geneſurg
einer Trinkkur im Hauſe mit Lamſcheider Stahlbrunnen.

„Meine Tochter lag infolge ſchwerer Bleichſucht ſchwer krank
darnieder. Trotz aller ajgewandten Mittel vermochte ſich meine
Tochter nicht ſo zu erholen, wie wir es erſehnten. Jch beſtellte eine
Kiſte mit 30 Flaſchen. Die Wirkung war geradezu wunderbar. Jn der
erſten Woche verſpürte ſie eine angenehme Anregung der inneren
Organe. Sie wurde lebhafter, froher. Dann wurde es immer beſſerSie ſchlief ausgezeichnet, bekam Appetit, die Hautfarbe wurde fr iſch

und roſig, alles in allem, ſie fühlte ſich wirklich, wie man ſagt,
neugeboren.“ „Es drängt mich, Jhnen meinen Dank abzuſtatten
für das vorzügliche Heilwaſſer. Es iſt ein wahrer Gottestran?
Jch litt nämlich ſchon 9 Jahre an Blutarmut, Bleichſucht, großerNervenſchwäche, Magenbeſchwerden uſw. Alle meine Uebel a
faſt gänzlich beſeitigt.“ „Dies herrliche Waſſer hat mir und meinKindern, welche auch blutarm ſind, ſehr gut geholfen.“ Solge

Worte der Anerkennung nach erfolgreichen Kuren ſind der beſte
Beweis für die trefflichen Eigenſchaften dieſer Heilquelle. Trink-
kuren im Hauſe warm empfohlen bei Blutarmut, Bleichſucht, Frauen
frankheiten, Magen- und Darmleiden, Nerventrantheiten, wie blut-
armen Zuſtänden, z. B. nach Blutverluſten, inf. Operationen, Wochen-
betten uſw., nach überſtandenen erſchöpfenden Krankheiten, wie
Jnfluenza uſw. Mitteilungen über Kurerfolge, Bezug des Brunnens
koſtenlos durch: Lamſcheider Stahlbrunnen, Duüſſeldorſ 80, 153.
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wähle man beim Einkauf oon Pffanzenbutter-Nargarine. Dieſe beiden beliebten van den Bergh'ſchen
Marken erletzen ſlaturbutter vollkommen, ſind jedoch weſentlich billigert Obgleich reine Pflanzenkfett-
produkte, müſſen ſie ihrer überaus großen Buttergleichheit wegen geſetzlich als Nargarine bezeichnet werden

Gie beſte Empfehlung für ihre Güte! Man verlange ausdrücklich Palmkrone und Palmltolz.

In allen einſchlägigen Geſchäften erhaltlich!
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